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1. Allgemeine Gemeindeſachen . den impoſanten Beſuch Ausdruck und ſchloz mit ei —

Erſter badiſcher Gemeinde⸗Beamten⸗Tag Karlsruhe . nem ſtürmiſch aufgenommenen Hoch auf den Groß⸗

Am 24 . Mai fand hier im großen Saal herzog . — Miniſterialrat Kamu überbrachte die

Grüße des Miniſters Freiherr v. Bodman und ver⸗

wies auf die Bedeutung der Verſammlung , deren

Wichtigkeit ſchon dadurch bekundet werde , daß ſämt⸗

liche Gemeindebeamten Badens ſo geſchloſſen zuſam⸗

mengetreten . Die Gemeineverfaſſung befindet ſich in

ſtetem Fluß der Entwicklung und dürfe nie zum

Stillſtand kommen , ( Beifall ) — Oberbürgermeiſter
Siegriſt führte in ſeinen Begrüßungsworten aus ,

daß dieſe Zuſammenkunft von der allergrößten Be⸗

deutung für die Gemeinden des Landes ſelbſt ſei .

Das Selbſtverwaltungsrecht der Gemeinden dürfe

die Konferenz der Oberbürgermeiſter und der Ver⸗
Kubeezaſtzee Bder geſchenedee

band der mittleren Städte Badens . Erſchienen wa⸗

ren ferner Mitglieder des badiſchen Ratſchreiberver⸗⸗ Nachdem noch Vertreter des Verbandes deut⸗

vereins , des Landesverbandes der badiſchen Ge⸗ ſcher Beamtenvereine und des Bundes deutſcher Ge⸗

meinde - und Krankenverſicherungsrechner , des Lan — meindebeamten geſprochen , wurde in die Tagesord⸗

desverbandes der ſtädtiſchen Beamten in Baden , des mung eingetreten , welche zwei Referate vorſah . Abg .

Verbandes der Polizeidiener und Gemeindebedien⸗
Wiedemann ( 8tr . ) betonte , daß jetzt der richtige Zeit⸗

ſteten und des Vereins der badiſchen Sparkaſſenrech⸗ punkt für die Gemeindebeamten gekommen ſei zu der

der Feſthalle der Erſte badiſche Gemeindebeamten⸗

tag ſtatt , der eine außerordentlich ſtarke Beteiligung

aufzuweiſen hatte . Es waren ungefähr 2000 Per⸗

ſonen anweſend . Mit der Tagung war beabſichtigt

eine geſetzliche Regelung der rechtlichen Verhältniſſe

der Gemeindebeamten Badens und die Verbeſſerung

der wirtſchaftlichen Lage der Bürgermeiſter , der Ge⸗

meindebeamten und Bedienſteten der Landgemein⸗

den zu erſtreben . Vertreten waren bei der Tagung

die Regierung , die beiden Kammern , und zwar von

der Zweiten Kammer ſämtliche Fraktionen , dann

ner .
Frage des Fürſorgegeſetzes Stellung zu nehmen !

da die Regierung erklärt habe , ſie ſei ſchon in die

Vorarbeiten zur Reviſion des Fürſorgegeſetzes ein⸗

getreten . Gewiſſe Schwierigkeiten ſeien wohl zu

überwinden . In die Gemeindeautonomie dürfe

nicht eingeſchnitten werden . Die wichtigſte Frage

ſei die Finanzfrage . Hier habe der Landtag den

Weg gezeigt , daß auch der Staat zur Bezahlung der

Gemeindebeamten heranzuziehen ſei , da die Ge⸗

Bürgermeiſter Dr . Weiß aus Eberbach , Mit⸗

glied der Erſten Kammer eröffnete die Tagung mit

Begrüßungsworten , die vor allem galten dem Ver⸗

treter des Miniſteriums des Innern , Miniſterialrat

Kamm und Oberbürgermeiſter Siegriſt als Vertreter

der Stadt Karlsruhe und der Oberbürgermeiſterkon⸗

ferenz . Der Vorſitzende wies auf den Zweck der Ta⸗

gung hin , gab ſeiner Freude und Genugtuung über
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meindebeamten heute ſehr viele Staatsgeſchäfte zu

erledigen haben . Der Redner verwies in ſeinen
weiteren Ausführungen darauf , wie weit beſſer die

Verhältniſſe in anderen Bundesſtaaten ſind . Er⸗

ſtrebenswert ſei die Einſetzung von Diſziplinarkom⸗
miſſionen , die Bildung von Beamtenausſchüſſen .

Landſtände , Regierung und auch das Volk ſeien be—⸗

reit , den berechtigten Wünſchen freundlich entgegen⸗

zukommen . ( Starker Beifall ) .
Der zweite Redner Abg . Bitter ( natl . ) ſtellte

folgende Forderüngen auf : 1. Eine den Leiſtungen
entſprechende materielle Entſchädigung , 2. Eine fe⸗
ſte Regelung der Anſtellungs⸗ , Urlaubs - und dienſt⸗
polizeilichen Verhältniſſe und 3. Schaffung einer

Alters⸗ und Hinterbliebenenverſorgung . Der Red⸗

ner wies darauf hin , daß gerade die Selbſtverwal⸗
tung in der Verſorgung ihrer Beamten verſagt habe
und begründete den Ausbau der Fürſorgekaſſe .
( Starker Beifall . )

Von den anweſenden Landtagsabgeordneten
ſprach zunächſt Abg . Muſer ( F. V. ) , welcher die ge —
ſicherte Rechtsſtellung der Gemeindebeamten als er —

ſtes Ziel hinſtellte , dann Abg . Rebmann ( natl . ) , der

ausführte , daß nur ein freigeleitetes Gemeindewe —

ſen imſtande iſt , ſeine Aufgaben zu löſen . Abg .
Seubert ( 3tr . ) ſagte Unterſtützung der Wünſche zu .
Abg . Frank ( Soz . ) legte dar , daß die Forderungen
der Gemeindebeamten mit Wohlwollen und mit fe⸗
ſtem Willen geprüft würden , etwas für ſie zu tun .

Auch dieſe Redner ernteten ſehr lebhaften Beifall .
Der mit der Geſchäftsleitung betraute ſtellver —

tretende Vorſitzende des Erſten Gemeindebeamten⸗

tags Oberſtadtrechnungsrat Weiler in Karlsruhe
ſchlug ſodann der Verſammlung die Annahme fol⸗
gender Reſolution vor :

„ Die am 24 . Mai in der Feſthalle zu Karls⸗

ruhe verſammelten Bürgermeiſter , ſtädt . Beamten ,

Ratſchreiber , Gemeinderechner , Sparkaſſenrechner
und unteren Gemeinde - und Polizeibeamten des ba⸗

diſchen Landes bitten die Gr . Regierung und die

Landſtände dringend alsbald ihre Anſtellungsver⸗

hältniſſe und die rechtlichen Bedingungen des Dienſt —

vertrags unter möglichſter Erhaltung des Selbſtver —

waltungsrechts der Gemeinden geſetzlich zu regeln ,
ſowie die wirtſchaftlichen Verhältniſſe in den mitt⸗

leren Gemeinden verbeſſern zu wollen .

Dabei ſoll die den ſtädtiſchen Beamten bisher
vorenthaltene Ausübung des paſſiven Wahlrechts in

den Städteordnungsſtädten ſo gewährleiſtet werden ,
wie in den mittleren und kleineren Gemeinden des

Landes . Als Richtlinien für die Regelung erkennen

die Gemeindebeamten die in den Referaten der Abg .
Bitter und Wiedemann vorgetragenen Wünſche an

und ſie bitten ferner , auch die von den Abg . Muſer ,
Rebmann , Seubert und Frank hervorgehobenen
Gründe mit in Betracht zu ziehen .

Die Gemeindebeamtenſchaft des Landes hat zu

der Gr . Regierung und insbeſondere zu dem Herrn

Miniſter des Innern das Vertrauen , daß die Ver⸗

beſſerung der unzureichenden Verhältniſſe alsbald

herbeigeführt wird und ſie bitten die Gr . Regierung

geziemend , vor der Vorlage der Abänderungsan —

träge an die geſetzgebenden Körperſchaften die Ver —

bände der Bürgermeiſter , der ſtädtiſchen Beamten ,

der Ratſchreiber , Sparkaſſenrechner , Gemeinderech —

ner und der unteren Gemeinde - und Polizeibeam —

ten zu hören . “
Die Reſolution wurde unter ſtarken Beifalls⸗

kundgebungen einſtimmig angenommen . Nachdem

dann noch der Präſident des bad . Ratſchreiberver —

eins , Grundbuchbeamter Perſon , allen Erſchienenen

gedankt hatte , ſchloß der 1. Vorſitzende des Gemeinde⸗

beamtentags , Bürgermeiſter Dr . Weiß , die Tagung .

2 . Sparkaſſenweſen .

Errichtung einer Bezirksſparkaſſe in 3. betr .

Anläßlich der Errichtung einer Bezirksſparkaſſe ſind

wegen des Uebergangs der Hypotheken der früheren

Gemeindeſparkaſſe Z. auf die Bezirksſparkaſſe 3.

Verhandlungen gepflogen worden , die wohl auch

für die Leſer unſerer Zeitſchrift von Intereſſe ſein

dürften . Wir laſſen nachſtehend den hierüber ge⸗

führten Schriftwechſel auszugsweiſe folgen .
Von Gr . Bezirksamt Sch . wurde ſ. Zt . u. A. an

Gr . Miniſterium des Innern berichtet :
Um die Mühen und Koſten der Umſchreibung

der Hyotheken zu erſparen , wird am zweckmäßigſten
eine entſprechende Beſtimmung in die Satzungen

aufgenommen werden , wie dies bei Bildung der Be⸗

zirksſparkaſſe W. geſchehen iſt ( vergleiche Zeitſchrift

für das Rechnungsweſen der Gemeinden uſw . vom

Juni 1913 Seite 62 (3) .

Auf dieſe Bemerkung hat das Gr . Miniſterium
des Innern Folgendes verordnet . (EErl. Gr . Mini⸗

ſteriums des Innern vom 28 . 6. 1913 Nr . 28750 ) :

„ § 1 Abſatz 1 der Satzungen der Sparkaſſe W.

lautet ähnlich wie § 1 Abſatz 1 der vorliegenden

Satzungen ; einer Aenderung der letzteren wegen

des Ueberganges der Hypotheken bedarf es u. E.

nicht . “
§ 1 Abſatz 1 der Satzungen der Bezirksſparkaſſe

W. hat folgende Faſſung :

„ Die Bezirksſparkaſſe W. mit dem Sitze in W.

wurde im Jahre 1866 als ſtädtiſche Sparkaſſe ge⸗

gründet und mit dem 1. Januar 1912 unter gleich —

zeitiger Uebernahme der Spar - und Waiſenkaſſe H.

zur Bezirksſparkaſſe nach Maßgabe der darüber ab⸗

geſchloſſenen Vereinbarungen erweitert . Sie iſt
eine öffentliche Anſtalt mit dem Rechte einer juriſti⸗

ſchen Perſon .
Die diesbezüglichen Satzungsbeſtimmungen von

Z. lauten :



„ Die Sparkaſſe führt den Namen „Bezirksſpar⸗

kaſſe Z. “ und hat ihren Sitz in Z. , umfaßt als eine

nunmehr einheitliche öffentliche Anſtalt die bisherige

Sparkaſſe der Stadt Z. und jene der Gemeinde A.

mit dem Rechte einer juriſtiſchen Perſon unter der

Bürgſchaft der ſechs Gemeinden : Z. ꝛc. Dieſe Ge⸗

meinden übernehmen nach Maßgabe der Summe

der umlagepflichtigen Steuerwerte und Einkom⸗

menſteuerſätze für alle Verbindlichkeiten der Bezirks⸗

ſparkaſſe die Bürgſchaft . Die Bürgſchaft iſt den Ein⸗

legern und ſonſtigen Gläubigern der Sparkaſſe ge⸗

genüber eine ſamtverbindliche , kann jedoch erſt in

Anſpruch genommen werden , wenn das eigene Ver⸗

mögen der Anſtalt nicht mehr zureichend iſt . “

Die beiden Gr . Notariate Sch . und Z. wurden

um eine Anſichtsäußerung gebeten , ob eine Umſchrei⸗

bung der auf den Namen der bisherigen Spar⸗

kaſſen A. und Z. lautenden Hypotheken notwendig

ſei . Das Gr . Notariat Sch . hat ſich hierauf wie

folgt geäußert :
Durch die Vereinigung der Gemeindeſparkaſſen

Z. und A. ſind alle Rechte derſelben , auch ihre Hypo⸗

theken , auf die neue Bezirksſparkaſſe Z. übergegan⸗

gen , ohne daß eine beſondere Eintragung hierwegen

im Grundbuch erforderlich wäre . Das Grundbuch

iſt jedoch unrichtig geworden , da als Buchgläubiger

die bisherigen nicht mehr beſtehenden Sparkaſſen

eingetragen ſind , wärend in Wirklichkeit die Bezirks⸗

ſparkaſſe nunmehr Gläubigerin iſt . Ich möchte em⸗

pfehlen , die Berichtigung des Grundbuches zu ver —

anlaſſen : denn es iſt nicht nur zweckmäßig und er⸗

wünſcht , das Grundbuch mit der wirklichen Rechts —⸗

lage in Uebereinſtimmung zu bringen , ſondern es

iſt auch die vorherige Grundbuchberichtigung nach §

40 Grundb . - ⸗Ordnung eine notwendige Vorausſet⸗

zung , wenn z. B. die Bezirksſparkaſſe über eine Hy⸗

pothek verfügen will . “

Vom Gr . Notariat Z. wurde folgende Aeuße⸗

rung abgegeben :

„ Im Hinblick auf § 40 der Grundbuchordnung

wird die Ueberſchreibung der Hypotheken nicht zu

umgehen ſein . “

Nachträglich hat ſich dann das Notariat Z. da —

hin geäußert , daß es auf Grund einer ihm zugekom⸗

mene Entſcheidung des Kammergerichts vom 9.

Oktober 1911 glaube , von einer Berichtigung des

Grundbuches abſehen zu können .

Dieſe Ausführungen des Notariats 3. wurden

dem Notariat Sch . zur Anſichtsäußerung mitgeteilt ,

worauf Nachſtehendes erwidert wurde :

„ Die in meinem Schreiben vom 8. Juli 1913

geäußerte Anſicht muß ich aufrecht erhalten .

Nach § 40 Grundbuchordnung ſoll eine Eintra —

gung im Grundbuch nur erfolgen , wenn derjenige ,

deſſen Recht (z. B. Eigentumsrecht , Hypothek ) durch

ſie betroffen wird , als der Berechtigte eingetragen

iſt . Eine Ausnahme von dieſer Beſtimmung ent⸗
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hält der § 41 Abſ . 1 Grundbuchordnung für den

Fall , daß der Erbe des eingetragenen Berechtigten

deſſen Recht auf einen anderen übertragen oder auf⸗

heben ( löſchen laſſen ) will . In dieſen Fällen iſt es

nicht erforderlich , daß der Erbe das Recht zunächſt

auf ſeinen Namen überſchreiben läßt , vielmehr ge —

nügt der Nachweis der Erbfolge . Dieſe Ausnahme

erſtreckt ſich nur auf den Fall der Beerbung des

eingetragenen Berechtigten . Von einer Beerbung

kann nur bei phyiſchen , nicht bei juriſtiſchen Per⸗

ſonen die Rede ſein . Da ferner Ausnahmevorſchrif⸗
ten nicht ausdehnend ausgelegt werden ſollen , ſo

kann auch die Ausnahmevorſchrift des § 41 Abſatz

1 Grundbuchordnung nicht auf die Rechtsnachfolge

bei juriſtiſchen Perſonen angewendet werden . Viel⸗

mehr muß hier die juriſtiſche Perſon als Rechtsnach⸗

folgerin der bisherigen , berechtigten juriſtiſchen Per⸗

ſonen im Grundbuch eingetragen ſein , wenn ſie über

das Recht verfügen , z. B. die Hypothek der Rechts⸗

vorgängerin veräußern oder löſchen laſſen will .

Will die Rechtsnachfolgerin über das Recht in

anderer Weiſe verfügen , z. B. ein Grundſtück oder

eine Hypothek ihrer Rechtsvorgängerin verpfänden ,

dann kann es keinem Zweifel unterliegen , daß die

juriſtiſche Perſon zunächſt als die Berechtigte im

Grundbuch eingetragen ſein muß , ehe eine Verfügung

über das Recht im Grundbuch eingetragen werden

darf . Denn in einem ſolchen Falle muß ſelbſt der

Rechtsnachfolger einer phyſiſchen Perſon zunächſt

im Grundbuch als Berechtigter — Eigentümer , Hy⸗

pothekengläubiger — eingetragen ſein.
Der fraglichen Entſcheidung des Kammerge⸗

richts vom 9. Oktober 1911 , welche im Bericht des

Bezirksſparkaſſe Z. vom 24 . Oktober ds . Is . er⸗

wähnt iſt , liegt ein ganz anderer Tatbeſtand zu

Grunde :

Durch preuß . Geſetz vom 21 . März 1910 iſt die

Landgemeinde P. der Stadtgemeinde M. einge⸗

meindet , das Vermögen der Stadt M. und der Land —

gemeinde P . ſomit vereinigt worden ; die erweiterte

Stadtgemeinde M. iſt alſo in alle privatrechtlichen

Rechte und Verbindlichkeiten der Einzelgemeindn
M. und P. als deren Rechtsnachfolgerin kraft Ge —

ſetzes eingetreten .

Auf einem Grundſtück der Gemeinde P. war

für den Rentner H. eine Hypothek von 10000 Mark

eingetragen , welche teilweiſe von der Gemeinde P.

vor deren Eingemeindung abbezahlt worden war .

In der Urkunde vom 1. März 1911 hat Rechner H.

die Heimzahlung des Reſtkapitals beſcheinigt und

Löſchung der Hypothek bewilligt . Als auf Grund der⸗

ſelben die Stadtgemeinde M. Löſchung der Hypo —

thek beim Grundbuchamt beantragte , beanſtandete

dasſelbe den Löſchungsantrag unter Hinweis auf

die Vorſchrift des 8 40 Grundbuchordnung . Die

hiergegen eingeleitete Beſchwerde wurde vom Land⸗

gericht zurückgewieſen , während die weitere Be⸗



— 116 —

ſchwerde an das Kammergericht Erfolg hatte . Das⸗

ſelbe ſtellte ſich nämlich auf den Standpunkt , daß die

Eingemeindung als einheitlicher Akt in privatrecht⸗
licher Beziehung als eine erbähnliche Geſamt⸗

rechtsnachfolge anzuſehen und ſomit auf ſie auch

die Ausnahmevorſchrift des § 41 Abſatz 1 Grund⸗

buchordnung anzuwenden ſei .
Dieſer Anſicht kann ich jedoch nach dem oben

Geſagten nicht beipflichten . Selbſt wenn man ſich in

analoger Anwendung des Rechtsfalles auf den

Standpunkt des Kammergerichts ſtellen würde ,

müßte doch die Bezirksſparkaſſe Z. den Nachweis des

Uebergangs der Rechte in jedem einzelnen Fall dem

Grundbuchamt gegenüber führen . Denn die Ver⸗

einigung der beiden Sparkaſſen iſt kein öffentlich⸗
rechtlicher , auf Geſetz beruhender , ſondern ein rein

privatrechtlicher , auf gegenſeitiger Vereinbarung be—⸗

ruhender Rechtsvorgang . Die nachträgliche Staats⸗

genehmigung zu dieſer Vereinigung , vor allem zu
den neuen Satzungen , hat den Rechtsvorgang nicht
zu einem öffentlich - rechtlichen , auf dem Boden des

Staatsrechts ſich vollziehenden Akt der Staatsge⸗
walt gemacht , durch welchen die bisherigen Sparkaſ⸗

ſen ihre beſondere Exiſtenz verloren hätten , ſondern

der Vorgang iſt und bleibt privatrechtlicher Natur .

Es dürfte ſich empfehlen , wegen dieſer verſchie⸗

denen Rechtsauffaſſungen das Gr . Juſtizminiſte⸗
rium um Aeußerung ſeiner Anſicht zu erſuchen . “

Zu dieſen Ausführungen hat ſich das Gr . No —

tariat Z. folgendermaßen geäußert :
„ Die Ausführungen Gr . Notariats Sch . geben

mir keinen Anlaß , meine zur Grundbuchordnung
mehrfach geäußerte und praktiſch betätigte

Auffaſſung zu ändern . Ich halte nach wie vor daran

feſt , daß eine Geſamtrechtsnachfolge , ein erbähnliches
Verhältnis vorliegt . Die Autorität des Kammer —

gerichts entſpricht nicht nur mir , ſondern in ganz der —

ſelben Sache z. B. auch den Notariaten W. und dieſe

Auffaſſung iſt auch im Kommentar akzeptiert . Da

übrigens mit dem Entſtehen der Bezirksſparkaſſe
die früheren Kaſſen untergingen , wüßte ich nicht , wie

die rechtsgeſchäftliche Uebertragung der Grundſtücke

und Hypotheken hätte ſich vollziehen ſollen . ( Vergl .
Entſcheidung des Landgerichts Freiburg Zivil⸗
kammer vom 4. 5. 1910 bad . Notariats⸗Zeit⸗
ſchrift 9. Jahrgang S . 198. ) .

Gleichwohl möchte ich die Einholung einer gut —

ächtlichen Aeußerung höheren Orts oder die Her —

beiführung einer gerichtlichen Entſcheidung befür —
worten . “

Da eine Einigung in der angeſchnittenen Frage
nicht zu erzielen war , hat das Gr . Bezirksamt Sch .
wegen der verſchiedenen Rechtsauffaſſung Vorlage
an Gr. Juſtizminiſterium erſtattet . Von letztge⸗
nannter Behörde iſt hierauf folgender Erlaß einge —
troffen :

„ Durch die von Gr . Miniſterium des Innern

mit Erlaß vom 28 . Juni 1913 Nr . 28750 ausgeſpro⸗
chene Genehmigung ſind die Sparkaſſen Z. und A.

untergegangen ; an ihre Stelle iſt die Bezirksſpar⸗
kaſſe Z. getreten , die damit als öffentliche Anſtalt
gemäß § 1 des Sparkaſſengeſetzes vom 9. April 1880

( Geſetz - und Verordnungsblatt S . 109 ) juriſtiſche

Perſönlichkeit erlangt hat .
Dieſer Rechtsvorgang beruht nicht , wie das

Notariat Sch . annimmt , auf einem Privat⸗

rechtsgeſchäft zwiſchen den beteiligten Spar⸗
kaſſen und Gemeinden , ſondern auf einem öffent⸗
lichen Verwaltungsakte .

Die Bezirksſparkaſſe Z. iſt Geſamtrechtsnach⸗

folgerin der bisherigen Sparkaſſen Z. und A. ge⸗
worden ( 1 der Satzungen der Bezirksſparkaſſe 3.
und dieſe Geſamtrechtsnachfolge iſt außerhalb des

Grundbuchs eingetreten , ſo daß die Ueberſchreibung
der zu Gunſten der bisherigen Sparkaſſen Z. und A.

im Grundbuch eingetragenen Rechte auf die Bezirks —
ſparkaſſe Z. ſich lediglich als Grundbuchberichtigung
i. ſ. des § 894 Bürgerl . Geſetzbuches dargeſtellt .

Was nun die Frage betrifft , ob eine ſolche

Grundbuchberichtigung jedem bei dieſen Rechten er⸗

folgenden Grundbucheintrag vorhergehen muß , oder

ob dann , wenn es ſich lediglich um die Eintragung
der Vebertragung oder Aufhebung eines

Rechts handelt , eine vorherige Berichtigung des

Grundbuches nicht erforderlich iſt , ſo glauben wir ,
uns für die Bejahung der letzten Alternative ent⸗

ſcheiden , alſo die Anwendbarkeit des § 41 Abſatz 1

Grundbuchordnung im vorliegenden Fall bejahen
zu ſollen .

Die Bezirksſparkaſſe Z. iſt allerdings nicht Erbe
der Sparkaſſen Z. u. A. geworden die ſtaatliche

Genehmigung der Geſamtrechtsnachfolge iſt aber

als ein erbähnlicher Fall anzuſehen , auf den

die Ausnahmevorſchrift des § 41 Abſatz 1 Grund —

buchordnung dem Sinn und Zweck dieſer Beſtim —

mung nach angewendet werden kann . “

3 . Stiftungsweſen .
Die Sicherheitsleiſtung der Stiftungsrechner

betreffend .
An die Großh . Bezirksämter :

Das Großherzogliche Oberlandesgericht Karls —

ruhe hat durch Entſcheidung vom 13 . Juni 1913 Nr .

2013 die hypothekariſche Sicherheitsleiſtung eines

für mehrere Fonds oder Körperſchaften ( politiſche
oder Kirchengemeinde ) beſtellten Rechners in der

Art , daß die mehreren Rechtsſubjekte als Geſamt —

gläubiger nach §S 429 B . G. B . auftreten und für die

Erſatzanſprüche aus der Rechnungsführung eine ein⸗

zige Hypothek eintragen laſſen , als unzuläſſig er⸗

klärt .

Es iſt deshalb zu prüfen , ob in dem dortigen
Amtsbezirk von Stiftungsrechnungen nach § 30 Zif —

fer 1 St . R. A. Sicherheit in der Weiſe geleiſtet wor⸗
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den iſt , daß für mehrere Stiftungen zuſammen oder

für Stiftungen und Körperſchaften ( Gemeinden ) eine

gemeinſame Sicherungshypothek beſteht . Als Si⸗

cherungshypotheken gelten auch die nach dem alten

Recht bewirkten Pfandeinträge .

Wenn ſolche Fälle feſtgeſtellt werden , iſt auf eine

entſprechende Aenderung der Sicherheitsleiſtung hin⸗

zuwirken .
Es wird ſich dabei empfehlen , daß der Rechner

ter Forderungen

heitszeiten uſw . ſachlich ebenſowenig , wie auf das

Erhalten oder das Erlöſchen der Anwartſchaft .

Iſt der rechtzeitige Umtauſch verſäumt , ſo hat

die Kartenausgabeſtelle dennoch die Aufrechnung der

Karte zu vollziehen . Eine Anerkennung der fort⸗

dauernden Gültigkeit verſpätet eingereichter Karten

hat die Landesverſicherungsanſtalt nicht mehr zu

erteilen . Die Bürgermeiſterämter dürfen keine dies⸗

bezüglichen Anträge mehr zu Protokoll nehmen .

die Sicherheit tunlichſt durch Verpfändung geſicher

( Sparkaſſenguthaben ) oder in

Wertpapieren leiſtet . Hierbei wäre ausdrücklich zu

beſtimmen , daß jeder Fonds berechtigt iſt , den ganzen

Betrag für ſeine Forderung in Anſpruch zu nehmen .

Beſtehen Erſatzforderungen mehrerer Fonds , ſo ge⸗

ſchieht die Verteilung der Sicherheit in Ermange⸗

lung einer anderen Veceinbarung im Verhältnis

der einzelnen Erſatzanſprüche .

Muß die Sicherheitsleiſtung durch Beſtellung
einer Hypothek erfolgen , ſo iſt für jedes Rechtsſub⸗

jekt ( Stiftung , Gemeinde ) eine beſondere Hypothek

zu beſtellen und zu beſtimmen , daß alle dieſe Hypo⸗

thek iſt S 292 St . R. A. maßgebend .

( Erl . Gr . Verwaltungshofs vom 12 . März 1914

Nr . 12 388 ) .

4 . Verſicherungsweſen .
Invalidenverſicherung . Die Gültigkeit der

Quittungskarten und der Verluſt der

Rentenanwartſchaft . Nach den nunmehr

geltenden Beſtimmungen der Reichsverſicherungsord —

nung verlieren die Quittungskarten

ihre Gültigkeit auch dann nicht , wenn

ſie verſpätet zum Umtauſch gelangen .

Nach § 1420 R. ⸗V. ⸗O. „ſoll “ zwar die Karte bin⸗

nen 2 Jahren nach dem Tag derAusſtellung zum

Umtauſch eingereicht werden . Iſt dies verſäumt ,

ſo tritt aber nicht die Ungültigkeit der Karte ein , es

hat vielmehr lediglich im Streitfall der Verſicherte

zu beweiſen , daß die Anwartſchaft erhalten iſt .

Die Vorſchrift , daß die Karte binnen zwei Jah⸗

ren nach dem Ausſtellungstag umgetauſcht ſein ſoll ,

iſt im Intereſſe der Verſicherten ſelbſt geſchaffen wor⸗

den . Es wird nämlich bei Beachtung dieſer Beſtim⸗

mung die Kartenausgabeſtelle in die Lage verſetzt ,
die Verſicherung rechtzeitig zu prüfen und den Ver⸗

ſicherten — wenn er etwa nicht die zur Erhaltung der

Anwartſchaft erforderliche Mindeſtzahl von Beitrags⸗
marken verwendet hat — aufzuklären und ihn auf

dieſe Weiſe vor Schaden zu bewahren . Es handelt

ſich alſo lediglich um eine ſog . Schutzfriſt zum Be⸗

ſten der Verſicherten .
Der verſpätete Umtauſch wirkt auf die Anrech —

nungsfähigkeit der Marken und beſcheinigten Krank⸗

Ebenſowenig kann das Bürgermeiſteramt eine

Verlängerung von Quittungskarten ausſprechen . Die

Beſtimmungen des früheren Invalidenverſicherungs⸗

geſetzes über Anerkennung der fortdauernden Gül —

tigkeit , ſowie jene über die Verlängerung der Gül⸗

tigkeit von Quittungskarten ſind in die Reichsver⸗

ſicherungsordnung nicht übergegangen .

Von außerordentlicher Tragweite für die Ver⸗

ſicherten ſind die Vorſchriften über das Erlöſchen

der Anwartſchaft . Nach § 1280 R. ⸗V. ⸗O. geht näm⸗

lich jeder Anſpruch aus einer Quittungskarte und

auch aus allen früheren Karten verloren , wenn nicht

le dreſe 9999“ während zweier Jahre nach dem Ausſtellungstag

theken gleichen Rang haben ſollen . Für die Höhe der Karte mindeſtens für 20 Beitragswochen Bei⸗

der zugunſten einer Stiftung zu beſtellenden Hypo⸗ träge entrichtet werden . Dies gilt für verſicherungs —

pflichtige und für ſolche Perſonen , die eine früher

beſtandene Verſicherungspflicht freiwillig fortſetzen

( Weiterverſicherung ) . Handelt es ſich dagegen um

ſolche Perſonen , die erſtmals fueiwillig
in die Verſicherung eintreten , die alſo über⸗

haupt nie verſicherungspflichtig tätig geweſen ſind ,

ſondern von Anfang an auf Grund des § 1243 R. ⸗

V. ⸗O. freiwillig Beiträge leiſten ( Selbſtverſicherer ) ,

ſo ſind während zweier Jahre nach der Ausſtellung
der Quittungskarte mindeſtens für 40 Beitragswo⸗

chen Beitragsmarken zu kleben .

Iſt die Anwartſchaft aus einer Verſicherung er⸗

loſchen , weil nicht einmal die obenangegebene Min⸗

deſtzahl von Marken geklebt wurde , ſo kann durch

freiwillige Verſicherung ein neuer Anſpruch nur noch
mit den aus §S 1283 R. ⸗V. ⸗O. ſich ergebenden Ein⸗

ſchränkungen wieder erworben werden .

Verſicherte , die ihre Anwartſchaft verloren ha⸗

ben , oder die befürchten , daß ihre Verſicherung zu

irgend einer Zeit wegen längerer Unterbrechung
der Beitragsleiſtung nicht geordnet weitergeführt

wurde , ſollten nicht verſäumen , beim Gr . Verſiche⸗

rungsamt ( Bezirksamt ) ihres Wohnortes oder bei der

Landesverſicherungsanſtalt in Karlsruhe Auskunft

und Rat einzuholen .

Es ſoll bei dieſem Anlaß auch darauf aufmerk⸗

ſam gemacht werden , daß nach § 1445 R. ⸗V. ⸗O. je⸗
der Verſicherte verlangen kann , daß die Verſiche⸗

rungsanſtalt die Gültigkeit der verwendeten Mar⸗

ken feſtſtellt . Wer alſo im Zweifel iſt , ob ſeine Ver⸗

ſicherung zu Recht beſteht und ob er auf Grund der

[ Markenklebung ſpäter auch einmal Rente beanſpru⸗

—

—

—
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chen kann , ſollte nach § 1445 R. ⸗V. ⸗O. ein Anerkennt⸗

nis der Verſicherungsanſtalt erwirken . Wenn die

Verſicherungsanſtalt die Verſicherungspflicht oder die

Verſicherungsberechtigung bezüglich einer

einmal anerkannt hat , kann ſie ſpäter den Renten⸗

anſpruch nicht mehr mit der Begründung ablehnen ,

daß die Marken zu Unrecht verwendet ſeien .

6 . Sonſtiges .
Pforzheim . Der Stadtrat hat in ſeiner letzten

Sitzung nach Kenntnisnahme von der Stiftung von

40 000 Mark durch Frau Bankier Carl Schmitt

Witwe ſeine hohe Befriedigung darüber ausgeſpro —

chen , daß mehr und mehr der Gedanke in der Bür —

gerſchaft Platz greift , das in der Stadt Pforzheim
Erworbene zu einem Teil wieder Gemeingut der Mit —

bürger werden zu laſſen . In der gleichen Sitzung

konnte der Bürgermeiſter von einer weiteren Stif —

tung Mitteilung machen . Zwei hieſige Fabrikanten

haben die Mittel für ein im Haupttreppenhaus des

Rathauſes anzubringendes Oberlicht - Wappenfenſter

geſtiftet . — Durch die Hinterlaſſenſchaft von Auguſt

Kayſer erhält die Stadt 17 Häuſer und etwa 380000

Quadratmeter Land . Der Steuerwert dieſes Erbes

dürfte auf etwa drei Millionen zu ſchätzen ſein . Be —

tont ſei auch , daß Herr Robert Kayſer ſein eigenes
Erbe ganz im Geiſte ſeines verſtorbenen Oheims ver —

walten und nutzen will . Außerordentlich wertvoll

iſt , daß die Stadtgemeinde nun endlich dank Auguſt
und Robert Kayſer in der Lage iſt , die langbegehrte

geſunde Bodenpolitik mit Erfolg zu betreiben . Die

Not , bei Bauvorhaben paſſende Grundſtücke zu hohen

Preiſen zu erwerben , wird gehoben ſein . Die Stadt

kann durch eigenen Beſitz und durch Tauſch all ihre

Zwecke nach dieſer Richtung erreichen und preisbe —

ſtimmend auf dem Grundſtücksmarkt wirken .

Von der Tauber . In Oberwittighauſen , Amt

Tauberbiſchofsheim , hatte der bisherige Bürgermei —

ſter Schmitt , der ſein Amt faſt 38 Jahre bekleidete ,

dies mit Rückſicht auf ſein hohes Alter freiwillig nie —

dergelegt . Bei der kürzlich dort ſtattgefundenen

Neuwahl eines Ortsvorſtandes wurde Herr Landwirt

Edmund Raps nahezu einſtimmig zum Bürgermei⸗

ſter gewählt .

Eberbach . Der Bürgerausſchuß hat beſchloſſen

das Ortsnetz für die Elektrizitätsverſorgung auf Ko —

ſten der Gemeinde zu erbauen und dadurch die Stadt

in die Möglichkeit zu ſetzen , ſelbſt Strom abzugeben .

Die Anlage koſtet mit Einſchluß von Neckarwim —

mersbach etwa 70 000 Mark .

Bretten . In ſeiner letzten Sitzung beſchloß der

katholiſche Stiftungsrat den Bau einer neuen katholi —

ſchen Kirche . Dieſelbe ſoll bei der im vorletzten Jahr

erbauten Kleinkinderſchule mit Schweſtern - und

Pfründnerhaus Platz finden . Es ſoll ſchon 1915 mit

Perſon

dem Bau begonnen werden . Für die Bauzeit ſind

vier Jahre vorgeſehen . Die Bauſumme iſt für die

Kirche ſamt Turm und Pfarrhaus auf etwa 280 000

Mark veranſchlagt . Die Kirchengemeinde Bretten

hat nur den Platz und die innere Ausſtattung zu

ſtellen . Es ſoll daher keine Erhöhung der örtlichen

Kirchenſteuer eintreten .

Teutſchneureut , Amt Karlsruhe . In der letzten

Bürgerausſchußſitzung wurde die Strombezugsord —

nung nach lebhafter , teilweiſe ſehr erregter Debatte

mit allen gegen eine Stimme angenommen . An der

gemeinderätlichen Vorlage wurde bei § 11 inſofern

eine weſentliche Aenderung vorgenommen , als die

darin vorgeſehene Garantieſumme ausgemerzt und

dafür eine Zählermiete von 20 Pfennig pro Monat

angenommen wurde . Der Preis beträgt pro Kilo —

wattſtunde für Licht 40 Pfennig , für Kraft 20 Pfg .

Bei größeren Strombezügen wird Rabatt von 5 bis

20 Prozent gewährt , bei außergewöhnlichen Unter —

nehmen wird der Preis von Fall zu Fall feſtgeſetzt .

Unteröwisheim , Amt Bruchſal . Jüngſt wurde

vom Großh . Verwaltungsgerichtshof in Karlsruhe in

der Einſprache gegen die Bürgermeiſterwahl das Ur —

teil verkündigt . Die Einſprache wurde zurückgewie —

ſen und ſomit der Beſchluß des Bezirksrates Bruch —

ſal als gültig erklärt . Die Einſprecher , Gemeinde —

rat Chriſtian Pflaum und Bürgerausſchußmitglied

Ernſt Höpfinger , haben ſämtliche Koſten , auch die

der Gegenanwälte , zu tragen . Somit iſt Herr Ge⸗

meinderat Jakob Valet zum Bürgermeiſter gewählt .

Wieſental ( Amt Bruchſal . ) Der Bürgeraus⸗

ſchuß genehmigte 5000 Mark aus den Ueberſchüſſen

der Sparkaſſe zur Reſtaurierung des Aeußern der

Pfarrkirche . Auch wird die Kirche aus den gleichen

Mitteln eine neue Turmuhr erhalten . Beide Poſten

erhielten die miniſterielle Genehmigung . An das

neue Uhrwerk wird ein elektriſches Läutewerk nach

dem Schulhaus angeſchloſſen werden . Für die näch⸗

ſten Jahre iſt die Anlage einer Zentralheizung für

die Kirche aus denſelben Mitteln beabſichtigt .

Oos , Amt Baden . Hier iſt eine hübſche Submiſ⸗

ſionsblüte vorgekommen . Es wurde der Bau eines

Gerüſtes zur Unterſuchung des Kirchturms vergeben .

Eine Raſtatter Firma verlangte hierfür 9500 Mark ,

eine Badener Firma 4000 Mark und eine Bühler

Firma führte den Auftrag für 1400 Mark aus .

Kandern . Der Bürgerausſchuß bewilligte einen

Jahresbeitrag von 1000 Mark zur Errichtung einer

ſtaatlichen Automobillinie Müllheim - Kandern —

Schopfheim . Es beſteht begründete Hoffnung , daß
der Staat den Wünſchen der zirka 14 beteiligten Ge⸗

meinden entgegen kommt .

Hochdorf , Amt Freiburg . Bürgermeiſter Mo —

rat beging dieſer Tage ſein 25jähriges Amtsjubiläum .

Aus dieſem Anlaß fand eine Feier ſtatt , an der ſich

auch die Mitglieder des Gemeinderats beteiligten .
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Stockach . Die Einführung der Elektrizität im

Amtsbezirk Stockach iſt jetzt geſichert . Mit dem Elek⸗

trizitätswerk Laufenburg wurde ein Vertrag mit

Lieferung von Licht und Kraft für die Zeit von 20

Jahren abgeſchloſſen . Das Werk hat ſich verpflich⸗

tet , die Fernſtromleitung ſo zu beſchleunigen , daß bis

1. Januar 1915 der ſüdliche Teil des Amtsbezirkes

mit Elektrizität verſehen iſt . Der elektriſche Strom

wird für die Ortſchaften des Bezirks zu 14 Pfg . pro

Kilowattſtunde , ſchwachſtromſeitig gemeſſen , geliefert .

Nach den bis jetzt in der Stadt Stockach erfolgten An⸗

meldungen dürfte ſich das Ortsnetz auf 28000 Mark

ſtellen .

Villingen . Um dem hier beſtehenden Mangel

an kleinen und mittleren Wohnungen entgegenzu⸗

treten , beabſichtigt die Stadtverwaltung , nach Ge⸗

nehmigung im Bürgerausſchuß auf ſtädtiſchem Bo⸗

den nächſt der Vöhrenbacherſtraße die Erſtellung

einer Anzahl Ein⸗ und Zweifamilienhäuſer. Die

Pläne würden durch das Stadtbauamt gefertigt , das

auch die Arbeiten vergibt , ſodaß auch dadurch eine

weſenliche Verbilligung und Vereinfachung des

Baues eintritt ; dieſe Häuschen , ein - und zweiſtöckig ,

in einfacher und doch gefälliger , dem Landſchaftsbild

angepaßter Bauweiſe , verſehen mit allen modernen

Einrichtungen im Innern , Vorgärtchen uſw . kön⸗

nen nach ihrer Fertigſtellung auch von Minderbe⸗

mittelten erworben werden . Die Kapitalbeſchaffung

beim Ankauf macht bei entſprechender Anzahl des⸗

halb keine Schwierigkeiten , weil die Landesverſiche —

rungsanſtalt die Häuſer mit billigem Geld belehnt ,

ſodaß auch Verzinſung und Amortiſation keine drük⸗

kenden Laſten bedeuten . Auch die hieſige Bauge⸗

noſſenſchaft geht an die Erſtellung eines größeren

Wohnhauſes und vermehrt damit ihren Beſitzſtand
von ſeither 6 —8 Häuſern .

Donaueſchingen . Die Gemeinden unſeres Amts —

bezirkes ſchloſen mit dem Kraftwerk Laufenburg

einen Vertrag ab, wonach ſie für die Dauer von 15

Jahren den Strom von dem Kraftwerk Laufenburg

zu einem Bezugspreis von 15 Pfennig für die nie⸗

derſpannungſeitig gemeſſene Kilowattſtunde erhal⸗

ten .

Bad⸗Dürrheim . Der Bürgerausſchuß hat 100 000

Mark zur Erbauung eines Kurſaales bewilligt .

Bernau ( Amt St . Blaſien ) . In einer großen

Verſammlung in den Rößleſälen hat die Bürger⸗

ſchaft die im Miniſterium des Innern geprüften

Statuten zur „ Bernauer Fahrnisverſicherung auf

Gegenſeitigkeit “ genehmigt . Bisher waren in der

Gemeinde von 300 Familien nur etwa 170 ver⸗

ſichert ; die hohen Prämienſätze von 5 —7 Prozent

bei Holzhäuſern mit Schindeldach waren die Urſache

davon . Um auch den weniger Bemittelten die Mög⸗

lichkeit zum Beitritt zu geben , hat ſich die Einwoh⸗

nerſchaft nun zuſammen geſchloſſen , um durch eine

Verſicherung auf Gegenſeitigkeit die Prämienſätze zu

ermäßigen . Der Gründungsfond muß 3000 Mark

betragen ; es werden hierzu 4 Prozent Anteilſcheine

zu je 100 Mark , alſo insgeſamt 300 Stück ausgege⸗

ben . Der Reſervefond iſt auf 50 000 Mark feſtge⸗

ſetzt ; nach Erreichung von etwa 10 000 Mark können

Anteilſcheine ausgeloſt werden . Der Prämienſatz be⸗

trägt 3 Mark und rechnet man mit einer Verſiche⸗

rungsſumme von etwa 1 Million , nachdem bei der

Vorerhebung bereits 520 000 Mark eingezeichnet

waren . Da in der Bürgerſchaft etwa 1 Million Mk .

Kapitalien ſtecken und ein Liegenſchaftswert von et⸗

wa 2-—3 Millionen vorhanden iſt , wird mit Leichtig⸗

keit der Gründungsfond aufgebracht werden können .

So ſteht die 1400 Einwohner zählende Schwarz⸗

waldgemeinde vor dem Abſchluß eines großen ſozia⸗

len Werkes der Selbſthilfe , das volle Anerkennung

verdient .

Waldshut . Der Bürgerausſchuß genehmigte

mit 49 Stimmen gegen 8 zum weiteren Ausbau der

Ueberlandzentrale 100 000 Mark . Die ganze An⸗

lage erfordert 525 000 Mark . Elektriſches Licht be⸗

ziehen die Gemeinden Horheim , Breitenfeld , Ober⸗

und Unterlauchringen , Kadelburg , Schwerzen , Det⸗

zeln , Krenkingen , Löhningen , Endermettingen , Un⸗

termettingen , Birkendorf und Grafenhauſen , ſowie

die Fabrik Lauffenmühle bei Tiengen .

Rotzel ( Amt Waldshut ) . Vom Gr . Miniſterium

wurde der hieſigen Gemeinde zum Schulhausneu —

bau ein Staatsbeitrag von 19000 Mark be⸗

willigt .

Weizen . In einer Bürgerausſchußſitzung wurde

die Einführung der elektriſchen Kraft und Licht mit

Anſchluß an die Strombezugsgenoſſenſchaft „ Hegau “

beſchloſſen . Dieſen Beſchluß haben weiter auch die

Gemeinden Epfenhofen , Fützen und Grimmelsho⸗

fen gefaßt .
Altglashütten , Amt Neuſtadt . Die Gemeinde

Neuglashütten baut zur Zeit ein zweiſtöckiges Rat⸗

haus neben dem Großmüllerhof . Die umlagenfreie

Gemeinde war bisher ohne Rathaus und ohne Schul⸗

haus .

Leipzig . Der Rat der Stadt Leipzig beſchloß ,

als beſondere Auszeichnung für Verdienſte um das

ſtädt . Gemeinweſen eine goldene Bürgermedaille zu

ſtiften .

Gegen die Wohnungsnot .

Mannheim . Die Kommiſſion für Wohnungs⸗

und Bodenkreditfürſorge hat in einer Reihe von

Sitzungen ſich mit ihr geſtellten Aufgaben beſchäftigt

und beſtimmte Anträge gefaßt , die jetzt vom Stadt⸗

rat gebilligt wurden . U. a. ſoll eine Anzahl von

Bauplätzen in verſchiedenen Stadtgegenden zum

Bau von Kleinwohnungen und Kleinhäuſern zu mä⸗

II
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ßigem Preis veräußert und die Kaufſchillinge unter

Rücktritt hinter die erſte Hypothek geſtundet werden .

Ferner ſoll für Neubauten von Kleinwohnungen
die Bürgſchaft für die zweite Hypothek innerhalb
der Grenze von 75 Prozent des Schätzungswertes
übernommen werden . Die Verwaltung dieſer Ge —

ſchäfte und die Beſorgung der aus ihnen erwach —

ſenden Maßnahmen ſollen einer beſonderen Kom —

miſſion zur ſelbſtändigen — übertragen
werden . Der Abſchluß einer Vereinbarung mit der

Rheiniſchen Hypothekenbank Mannheim , wonach
dieſe ſich zur Hergabe ſtädtiſcherſeits garantierter
zweiter Hypotheken zu den für erſte Hypotheken
überlaſſenen Bedingungen bis zum Geſamtbetrage
von 1 Million Mark verpflichtet , wird gebilligt . Ein

gleiches Abkommen ſoll mit der ſtädtiſchen Sparkaſſe

getroffen werden . Ferner ſoll eine Anzahl von

Bauplätzen an eine von Mannheimer Bauhandwer⸗
kern und Baulieferanten zu gründende Baugeſell —⸗
ſchaft zur Erſtellung von Kleinwohnungen verkauft
werden .

Die Luſtbarkeitsſteuer im Heidelberger Bürger⸗
ausſchuß angenommen . Nach Erledigung einiger klei —

nerer Vorlagen wurde in die Beratung der „ Erhe —
bung einer Abgabe von Luſtbarkeiten “ eingetreten .
Dieſer neuen Gemeindeſteuer darf eine über Heidel —

bergs Grenzen hinausgehende Bedeutung zugemeſſen
werden , da Heidelberg die erſte badiſche Stadt iſt ,
die eine ſolche Luſtbarkeitsſteuer einführt , nachdem
die Verſuche des Stadtrats von Mannheim , Pforz —
heim u. vor allem Karlsruhe an dem Widerſtande der

betr . Bürgerausſchüſſe jeweils ſcheiterten . In Karls —

ruhe hatte bekanntlich der Stadtrat eine ſolche Steuer

auf Variete - und Tingeltangelvorſtellungen , Zirkus⸗
vorſtellungen , Kinematographen - und Marionetten⸗

theater , gewerbsmäßigen Muſikvorträgen in Gaſt —
wirtſchaften und Jahrmarktsvorſtellungen am 31 .

März 1913 eingebracht

nahme auf 61000 Mark geſchätzt . Der Bürgeraus⸗
ſchuß lehnte jedoch am 29 . April 1913 dieſe Steuer

ab . ) Di

in früheren Beratungen auch heute wieder dieſe Vor⸗

lage ,d
eine „ Armenleuteſteuer “ verworfen wurde . Von der

Steuer werden alle gewerbsmäßigen Zirkus⸗ , Variete⸗

und Tingeltangelvorſtellungen , ſowie alle Lichtſpiele ,
Tonbildtheater uſw . betroffen , während die Vorſtel⸗

lungen hieſiger ſtädtiſcher oder ſtädtiſch unterſtützter
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und die zu erzielende Ein —

Die bürgerlichen Parteien begrüßten wie bereits

die von der ſozialdemokratiſchen Fraktion als

Theater , ſowie Veranſtaltungen , die Volksbildungs⸗
beſtrebungen dienen , abgabefrei ſind . Das Rech —

nungsamt erhofft aus der Steuer eine Roheinnahme
von jährlich 48 000 Mark .

Debatte und nach ?
tiſchen Antrages ,

Verwerfung eines ſozialdemokra —

Nach äußerſt ſachlicher

auf Erhebung der Steuer bei einem

Eintrittggeld von erſt 50 Pfennig an aufwärts ,
wurde die Luſtbarkeitsſteuer mit allen gegen die 18

ſozialdemokratiſchen Stimmen angenommen .

Die Düſſeldorfer Stadtverordneten beſchloſſen

die Einführung einer Steuer für Sportveranſtaltung
aller Art .

Der Wehrbeitrag in Baden . Das Erträgnis
des Wehrbeitrags im Großherzogtum Baden be —

läuft ſich, wie ſchon früher mitgeteilt , auf etwa 32

Millionen Mark . Bei einer Einwohnerzahl von

2 142 000 Perſonen entfällt ſonach auf den Kopf der

Bevölkerung der Betrag von 14,94 Mark .

Für die Städte der Städteordnung ergeben ſich

nach einer halbamtlichen Darlegung in der Karlsr .

Ztg . folgende Zahlen :

Einwohner⸗ Wehrbeitrags — Verteilung
zahl von ſoll nach

1970 Kopfzahl
Mannheim 206 045 9 140 862 Mk. 44,36 Mk.
Karlsruhe 134313 32,85 „

Freiburg 83 324 3 548 574 „ 42,59 „
Pforzheim 73 770 1803 486 „ 24,45 „
Heidelberg 586016 2 774 565 „ 49,53 „

Konſtanz 27 591 597 879 „ 2
Baden 22 066 1417 185 „ 64,22 „
Offenburg 16 848 197 520 „ 8
Bruchſal 15 391 207 294 „ 18,47 „

Lahr 15 191 255 882 „ 16,84 „
zuſammen 650 555 24 355 250 Mk 37,44 Mk.

Aus dieſer Ueberſicht ergibt ſich, daß die 10

Städte der Städteordnung mit einer Einwohner —
ſchaft von 650 555 Perſonen ( d. i. 30 Prozent der

Geſamtbevölkerung ) mit ihrem Wehrbeitrag von

24 355 260 Mark etwas mehr als 75 Prozent des Ge —

ſamtaufkommens aufbringen .
Aus der Ueberſicht iſt ferner zu entnehmen , wie

außerordentlich die Kapitalkraft der einzelnen Städte

iſt . Darnach iſt die verhältnismäßig reichſte Stadt

Baden mit einem Kopfbetreffnis von 64 . 22 Mark ;

dann folgen Heidelberg ( 49 . 53 Mark ) , Mannheim

( 44 . 36 Mark ) und Freiburg ( 42 . 59 Mark ) . Unter

dem Städtedurchſchnitt von 37 . 44 Mark bleiben

Karlsruhe ( 32 . 85 Mark ) , Pforzheim ( 24 . 45 Mark )

uſw . und unter dem Landesdurchſchnitt von 14 . 94

Mark die Städte Bruchſal ( 13 . 47 Mark ) und Offen⸗

burg ( 11 . 72 Mark ) .

Eine Vergleichung dieſer Ergebniſſe mit denen

des Reichs oder der anderen Bundesſtaaten iſt zur

Zeit nicht möglich , da es an den hierzu erforderlichen

Grundlagen fehlt .

In einer kürzlich in verſchiedenen Tageszeitun —
gen erſchienenen Mitteilung iſt für die norddeutſchen

Großſtädte , d. h. die Städte mit mehr als 100 000

Eimwohnern, das durchſchnittliche Kopfbetreffnis auf

34 . 70 Mark berechnet worden . Von den badiſchen
Großſtädten überſteigt das Kopfbetreffnis Mann⸗



heims dieſen Durchſchnittsbetrag beträchtlich , wäh —

rend dasjenige von Karlsruhe hinter demſelben ,

wenn auch nur unerheblich , zurückbleibt .

Steuerkraft und Konfeſſion . Nach dem ſtatiſti⸗

ſchen Jahrbuch für das Großherzogtum Baden für

1913 haben im geſamten an Staatsſteuern bezahlt

pro 1913 : 1. die Römiſch - Katholiſchen mit rund

2 818 100 000 Mark Steuerwerten und Einkommen⸗

ſteuerſätzen rund 10 300 000 Mark oder bei einer Ge⸗

ſamtzahl von 1 270 774 Köpfen ( nach dem Stand auf

1. Dezember 1910 ) pro Kopf 8 . 10 Mark ; 2. die der

Landeskirche angehörenden Evangeliſchen mit rund

3 491 000 000 Mark Steuerwerten rund 13 800 000

Mark oder bei einer Geſamtzahl von 821 236 Köpfen

pro Kopf 10 . 68 Mark ; die Israeliten mit 625 500 000

Mark oder bei einer Geſamtzahl von 25 896 Köpfen

pro Kopf 96 . 54 Mark .

Die Auslegung des Generalpardons . Bei der

Auslegung des § 68 des Wehrbeitragsgeſetzes ſind be⸗

kanntlich Meinungs - Verſchiedenheiten darüber ent —

ſtanden , ob die Steuerpflichtigen , die vom General —

pardon Gebrauch machen , auch für das Jahr 1913

von einer Steuernachzahlung befreit ſind oder nur

für die vorhergegangenen Kalenderjahre . Während

die preußiſchen Steuerbehörden infolge einer An⸗

weiſung des Finanzminiſters ſogar das ganze Steu⸗

erjahr 1913 , obſchon es erſt mit dem 31 . März 1914

endigt , von der Nachſteuer frei ließen , verlangen die

badiſchen Steuerbehörden auch eine Nachzahlung der

Steuer für die Zeit vom 1. April bis zum 31 . De —

zember 1913 .

Infolge der Beſchwerde eines Steuerpflichtigen

hatte ſich nunmehr die badiſche Zoll - und Steuer —

direktion mit dieſer Frage zu befaſſen . Sie ſtellte

ſich ebenfalls auf den Standpunkt , daß für das Steuer⸗

jahr 1913 , trotzdem es in Baden bereits mit dem 31.

Dezember 1913 endigt , eine Nachzahlung der Steuer

zu erfolgen habe , da es nicht als ein „ früheres Jahr “

im Sinne des 8 68 des Wehrbeitragsgeſetzes , ſondern

als das „ laufende Jahr “ ſelbſt dann zu betrachten ſei ,

wenn die berichtigenden Angaben erſt bei der Ver⸗

anlagung zum Wehrbeitrag im Januar oder Feb —

ruar 1914 gemacht ſind . Da dieſe Auslegung mit

den vom Reichsſchatzſekretär in der Reichstagsſitzung

vom 16 . Januar d. J . abgegebenen Erklärungen

und auch mit der damals bekundeten Auffaſſung des

Reichstags im Widerſpruch ſteht , iſt von dem betr .

Steuerpflichtigen verwaltungsgerichtliche Klage er —

hoben worden , ſo daß die Streitfrage demnächſt vor

dem badiſchen Verwaltungsgerichtshof zum Austrag

kommt .

Die Tilgungsdarlehen der badiſchen Gemeinde⸗

ſparkaſſen im Jahre 1913 . Der Gedanke der Auf⸗
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nahme und Gewährung von Amortiſations⸗ Cil⸗

gungs⸗ ) Darlehen findet erfreulicherweiſe in immer

weiteren Kreiſen Anklang . Seit dem Jahre 1886 iſt

die Summe der von Gemeindeſparkaſſen auf Annui⸗

tät ausgeliehenen Darlehen zuſammen von 4½4 Mill .

Mark auf 67,4 Mill . Mark geſtiegen . Die Zunahme

im Jahre 1913 beträgt über 6 Millionen Mark .

Im Jahre 1913 haben ſich vier weitere Kaſſen ent⸗

ſchloſſen , Darlehen in dieſer Form an Privatperſonen

zu geben , ſodaß nunmehr 107 von den im Lande be⸗

ſtehenden 145 Kaſſen , d. ſ. rund 74 Prozent , Annui⸗

tätendarlehen auszahlen . Neugewährt wurden im

Berichtsjahr Tilgungsdarlehen im Betrage von 9,3

Millionen Mark , heimgezahlt wurden insgeſamt 3,3

Millionen Mark , darunter 971118 Mark als Til —

gungs - ( Annuitäten⸗ ) raten . 20 Sparkaſſen haben ei⸗

nen Beſtand an Tilgungsdarlehen von über 1 Mill .

Mark . 1912 waren es 16 Kaſſen . An der Spitze

ſteht die Gemeindeſparkaſſe Donaueſchingen mit 9,2

Millionen Mark , dann folgt Staufen mit 5,2 Mill .

Mark , Waldshut mit 5,1 Millionen Mark , Meß⸗

kirch mit 4,5 Millionen Mark und Müllheim mit 4,2

Millionen Mark . Neu hinzugekommen ſind im Jahre

1913 die Gemeindeſparkaſſen Eppingen Kappelro⸗

deck , Unterſchüpf und Zell a. H. Die Geſamtzahl der

Sparkaſſen , die im Jahre 1913 neue Tilgungsdarle⸗

hen gewährt haben , beträgt 67 , darunter 2 Kaſſen

( Donaueſchingen und Weinheim ) mit Darlehen von

über 1 Million Mark .

Das Staatsſchuldbuch . Bei den letzten land —

ſtändiſchen Verhandlungen iſt die Anregung gege —

ben worden , das Staatsſchuldenbuch auch für Hin⸗

terlegungen benützbar zu machen . Nach den hierwe⸗

gen angeſtellten Erhebungen ſind ſchon bisher Ein

tragungen in das Staatsſchuldbuch zum Zwecke der

Sicherheitsleiſtung erwirkt worden ; es iſt aber von

dieſer Einrichtung noch nicht in dem Maße , wie hätte

erwartet werden können , Gebrauch gemacht worden .

Das Staatsſchuldbuch eignet ſich zur Beſtellung von

Sicherheiten in allen Fällen , in denen die Sicher —

heit nicht zu nur vorübergehenden Zwecken geleiſtet

werden ſoll , ſehr gut , denn das Verfahren iſt denk —

bar einfach . Der Sicherheitleiſtende beantragt un⸗

ter Einreichung von Schuldverſchreibungen oder unter

Bareinzahlung die Eintragung einer Buchſchuld⸗

forderung auf ſeinen Namen und beſtellt durch ei⸗

nen entſprechenden Eintrag im Schuldbuch

ein Pfandrecht für denjenigen , zu deſſen Gunſten

die Sicherheit geleiſtet werden ſoll . Wie übrigens

das Staatsſchuldbuch in immer weiterem Umfang

benützt wird , geht daraus hervor , daß im Monat

Juni 276 neue Konten mit einem Geſamtbetrag von

8327400 Mark angelegt worden ſind .



7. Bad . Landgemeindenverband .
Mitgliederverſammlung der „ Badenia “ .

Verhandelt Wolfach den 6. Juni 1914 .

unter dem Vorſitz
des Verbandsvorſitzenden , Bürgermeiſter Hambrecht

von Sandhauſen .

Nach vorausgegangener vorſchriftsmäßiger Ein —

ladung vom 23 . April , welche in Nr . 5/6 der Ver —

bandszeitſchrift veröffentlicht iſt , fand heute gemäß 8

16 der Satzungen die zweite ordentliche Mitglieder —

verſammlung der „ Badenia “ ſtatt .

Die aufgeſtellte Präſenzliſte ergab , daß von 182

verſicherten Gemeinden 42 durch ihre Bürgermeiſter

vertreten waren .

Gemäß § 2 der Satzungen wurden zu Beiſitzern

berufen die Herren Helmling , Bürgermeiſter in

Plankſtadt , Linder , Bürgermeiſter in Vöhrenbach .

Nachdem dieſelben ihre Sitze eingenommen ,

wurde in die Erledigung der Tagesordnung einge —

treten und zwar :

1. Verbeſcheidung der erſten Rech⸗

nung vom Jahr 1911/12 :

Auf Veranlaſſung des Vorſitzenden verlas Sek —

retär Meiß das Rechnungsprüfungsprotokoll vom 23 .

Oktober 1913 und gab die nötigen Erläuterungen ,

worauf , da ſich Niemand zum Wort meldete , der

Vorſitzende die Frage zur Abſtimmung brachte , ob

die Verſammlung dem auf Unbeanſtandeterklärung

der Rechnung gerichteten Beſcheidsentwurf ihre Zu —

ſtimmung erteile ; das Ergebnis der Abſtimmung

war einſtimmige Annahme . “

2. Verkündung der 1913 Rechnung

mit anſchließendem Geſchäftsbericht .

Auch hier verlas der Sekretär den in Nr . 3/4

Seite 59 der Verbandszeitſchrift veröffentlichen Be —

richt über die Rechnungsergebniſſe und knüpfte da⸗

ran folgende weitere Ausführungen :

Die Zahl der abgeſchloſſenen Verſicherungen be⸗

trug zu Anfang des Jahres 113 , neu zugegangen

ſind 113 , zuſammen 226 , abgegangen iſt eine Verſi⸗

cherung , welche nur auf ein Jahr abgeſchloſſen war ,

es bleiben ſomit 225 , wobei 182 Gemeinden beteiligt

ſind , einige Gemeinden haben bereits 2 oder mehrere

Verſicherungen abgeſchloſſen .

Die Zahl der Brandfälle betrug 4 und zwar 1

in Oberbränd , 1 in Mundelfingen und ? in Frieſen⸗

heim , in den beiden letztgenannten Orten handelte

es ſich um Zerſtörung eines Elektrizitätszählers beim

Brand eines Hauſes in Mundelfingen und in den

beiden Frieſenheimer Fällen um Beſchädigung des

Ortsnetzes und der Transformatoren , der Schaden

für den letzten Fall iſt in der vorliegenden Rechnung
noch nicht verausgabt , weil er am Jahresſchluß noch

nicht feſtgeſtellt war . Leider waren wir in Mun⸗

delfingen gar nicht und in Frieſenheim nur bezüg⸗
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lich des Ortsnetzes rückverſichert , da die Württem —

bergiſche F. ⸗V. ⸗Geſ . a. G. die Rückverſicherung um

die von uns angeſetzte Prämie nicht übernahm .

Infolge deſſen mußten wir den Schaden bis

auf einen geringen Betrag allein tragen , was zur

weiteren Folge hatte , daß unſer Reſervefond zwar

nicht angegriffen werden mußte , aber leider nur ein

ganz minimales Wachstum erfahren hat , er betrug

nämlich im vorigen Jahr bereits 38,8 Prozent , in

dieſem Jahr aber nur 40,3 Prozent ſeines Sollbe —

ſtandes .
Wir haben nun bei beiden Gemeinden die Prä —

mien entſprechend erhöht und dadurch auch Rückdek —

kung erhalten , ſodaß wir in künftig etwa eintreten —

den Schadensfällen nicht allein zahlen müſſen .

Es geht aber aus den obigen Fällen klar und

deutlich hervor , wie gefährlich die Verſicherung elek —

triſcher Anlagen iſt und wir wollen daher auch bei

dem heutigen Anlaß nicht verſäumen , darauf hin —

zuweiſen , daß wir derartige Verſicherungen unter

keinen Umſtänden mehr zu billigeren Prämienſätzen

übernehmen werden als von der Rückverſicherung

verlangt wird .

Um unſeren Reſervefond raſcher in die Höhe zu

bringen und damit unſerer Feuerverſicherung eine

größere Sicherheit zu verſchaffen , hat der Ausſchuß

beſchloſſen , demſelben die alljährliche Bonifikation zu

überweiſen , welche wir von der Oberrheiniſchen Ver⸗

ſicherungsgeſellſchaft aus den Prämien der Gemein⸗

dehaftpflichtverſicherungen vertragsmäßig erhalten .

Dieſelbe betrug im letzten Jahr 1229 Mark , welche in

der 1914er Rechnung erſcheinen . Es ſollte daher

keine Verbandsgemeinde ihre Haftpflichtverſicherung
bei einer anderen als unſerer Vertragsgeſellſchaft ab —

ſchließen .

Der Vorſitzende ergänzte dieſen Bericht noch

durch einige Zuſätze in Betreff der Verſicherung von

elektriſchen Licht - und Kraftanlagen und eröffnete

hierauf die Diskuſſion .

Zunächſt wurden zur Sache ſelbſt keine Anträge

geſtellt , dagegen machte Herr Linder - Vöhren⸗

bach auf die Gegenagitation einzelner der großen

älteren Feuerverſicherungsgeſellſchaften aufmerkſam

und kennzeichnete die Haltloſigkeit ihrer Einwürfe .

Herr Reiſer von Kappel , Amt Villingen

bat , die „ Badenia “ möchte die Verſicherung der elek —

triſchen Licht - und Kraftanlagen einer Anzahl zu

einem Strombezugsverband zuſammengeſchloſſenen
Gemeinden des Bezirks Villingen in einer Art Kol —

lektivverſicherung zu einheitlichen Prämien überneh⸗

men . —

Da hierüber bereits ſchriftliche Verhandlungen

im Gange ſind , wurde auf den Antrag heute nicht

weiter eingegangen .
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Hr . Vollmer von Altſchweier und Hr.

Fränkle von Königsbach traten für Abſchluß

der Gemeindehaftpflichtverſicherungen mit der Ober —

rheiniſchen Verſicherungsgeſellſchaft ein , während Hr.

Hettler von Adelshofen die Haftpflichtverſi⸗

cherung der Landwirtſchaftskammer als eine die In⸗

tereſſen der Landbevölkerung pflegende Einrichtung

empfahl und bat vom Abſchluß langfriſtiger Ver⸗

träge mit anderen Geſellſchaften abzuſehen . Ihm er⸗

widerte der Vorſitz ende , daß unſer Vertrag mit

der Oberrheiniſchen abgeſchloſſen worden ſei , bevor

die Landwirtſchaftskammer eine Haftpflichtverſiche —

rung errichtet habe , daß die Letztere nach dem kla⸗

ren Wortlaut ihrer Satzungen nicht für alle bei Ge —

meinden vorkommenden Haftpflichtfälle Verſiche⸗

rungsſchutz gewähren könne und daß die Landwirt⸗

ſchaftskammer auf Grund ſchriftlicher und mündlicher

Verhandlungen über unſere Stellung in der Ange⸗

legenheit und den Zeitpunkt einer etwaigen Aende⸗

rung derſelben wohl orientiert ſei .

Hr . Velten , Steinbach bei Bühl bemän —

gelte , daß die Haftpflichtverſicherungsgeſellſchaften in

ihren Antragsformularen die Fälle von Haft⸗

pflicht der Gemeindebeamten für dienſtliche Verſehen

z. B. bei Schätzungen vermiſſen laſſen , worauf der

Vorſitzende erwiderte , daß dies ein Irrtum ſein

dürfte , indem die Geſellſchaften und namentlich auch

unſere Vertragsgeſellſchaft in ſolchen Fällen ſtets

Verſicherungsſchutz gewähre , wenn es verlangt werde .

Damit war dieſer Gegenſtand erledigt und kam

man zu Punkt 3 Wahl einer Rechnungs⸗

prüfungskommiſſion . Die Rechnung für 1913

iſt bereits durch die im vorigen Jahr gewählte Kom⸗

miſſion geprüft , konnte aber heute noch nicht ver⸗

beſchieden werden , weil das Rechnungsmaterial bis

vor 3 Tagen noch beim Bezirksamt lag .

Für die Prüfung der Rechnung pro 1914 wurde

nunmehr eine Kommiſſion gewählt , beſtehend aus den

Herren Rau von Rheinsheim , Kling von

Niefern und Kohlbecker von Gaggenau —

Damit war die Tagesordnung erledigt und wird

nunmehr das Protokoll zur Beurkundung der Rich⸗

tigkeit der darin niedergelegten Verhandlungen un⸗

terzeichnet , wie folgt :

Der Vorſitzende :

gez . Hambrecht .

Die Urkundsperſonen :

gez . Helmling ,

gez . Linder .

Der Sekretär :

gez . Meiß .

Gebühren der Gemeindebeamten . Unſere in
Nr . 4 der bad . Gemeindezeitung vom Jahr 1913

abgedruckte Vorſtellung an Großherzogl . Miniſterium
des Innern betr : Abänderung der Gemeindegebüh⸗
renordnung hat jetzt wenigſtens einen teilweiſen Er⸗

folg gehabt , indem durch eine in Nr . 17 des Geſ . ⸗ u.

Verordnungsblattes vom laufenden Jahr veröffent —

lichte gemeinſchaftliche Verordnung der beiden zu⸗

ſtändigen Miniſterien vom 9. April 1914 folgende

Gebührenerhöhungen bewilligt wurden .

1. Die Tagesgebühren des §S 1 der Geb . - Ordg .

vom 31 . Dezember 1896 und zwar im Falle des Abſ .

3. 83. Lban

a. Gemeinden über 4000 Seelen und in allen

Amts⸗ und Amtsgerichtsſitzen von 2 Mark 50 Pfg .

auf 3 Mark .

b. in allen übrigen Gemeinden von 2 Mark auf

2 Mark 50 Pfennig . Ferner im Falle von Ziffer

2 b und zwar in den unter a bez . Gemeinden von

3 Mark auf 4 Mark , in den unter b bez. Gemeinden

von 2 Mark 50 Pfg . auf 3 Mark .

2. Ein Uebernachtgeld für alle Beamte ohne

Ausnahme und zwar für Gemeindebeamte 3 Mark

und für Gemeindebedienſtete 2 Mark .

3. Die Gebühr des § 11 Z. 1, welche ſeither 1

Mark oder wenn die Verhandlung länger als einen

halben Tag dauerte 2 Mark betrug , wurde jetzt auf

1 Mark für eine Stunde oder weniger , für jede

weitere angefangene Stunde auf 50 Pfg . und für

mehr als 6 Stunden auf 4 Mark feſtgeſetzt .
4. Die Gebühr des §S 11 Z. 3. wurde von 10

Pfg . auf 30 Pfg . erhöht .

Unſere weiter gehenden Anträge haben keine

Berückſichtigung gefunden , das Gr . Miniſterium des

Innern hat uns aber hierwegen in 2 beſonderen Er⸗

laſſen Folgendes mitgeteilt und zwar Erlaß vom

9. April Nr . 14347 :

Ob die ſ. Zt . in einem Einzelfall getroffenen

Verfügungen , daß für Geſuche um Aufnahme in den

Staatsverband und für Gutachten der Ortsbaukom⸗

miſſionen keine Gebühren angeſetzt werden dürfen ,

auch fernerhin aufrecht zu erhalten ſind , unterliegt

noch der Prüfung . Bei einer beabſichtigten Aende⸗

rung der Verordnung über das Verfahren der Be⸗

hörden der inneren Verwaltung bei der Zwangsvoll⸗

ſtreckung wegen öffentlich - rechtlicher Geldforderungen

iſt in Ausſicht genommen , die Gebühr für die Er⸗

laſſung des Zahlungs - und Vollſtreckungsbefehls zu

erhöhen und die Beſtimmung zu ſtreichen , wonach

Schreibgebühren dabei nicht erhoben werden dürfen .

Hinſichtlich der von den Gemeindegerichten erlaſſe⸗

nen Zahlungsbefehle iſt vom Juſtizminiſterium be⸗

reits durch Verfügung vom 16 . Juli 1913 ( Juſtizmi⸗

niſterialblatt S . 99 ) darauf hingewieſen worden , daß

die Erhebung einer Schreibgebühr neben der Gebühr

für den Zahlungsbefehl zuläſſig ſei .

Die weiteren dortigen Beſchwerden , daß für

Aufnahme von Klagen in bürgerlichen Rechtsſtrei⸗
tigkeiten und für Verhandlung derartiger Streitig⸗

keiten , welche mit Vergleich enden , keine Gebühren

angeſetzt werden dürfen , ſowie die dortigen An⸗

träge , in Rechtspolizeiſachen möge eine Erhöhung
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der Gebühren für Ermittelungsverhandlungen von
30 und 60 Pfennig und 1 Mark eintreten und es
möge für die auf Ladung erfolgte Teilnahme von

Gemeindebeamten an Teilungsverhandlungen eine

Gebühr bewilligt werden , ſind ebenſo wie die dor —

tigen Klagen über die allzugeringen Schätzungsge⸗
bühren in den Landgemeinden dem Juſtizminiſte⸗
rium von uns zur Kenntnis gebracht worden .

Das Juſtizminiſterium hat fich hierzu wie folgt
uusgeſprochen :

Der Eingabe des Verbandsausſchuſſes der ba⸗

diſchen Landgemeinden entnehmen wir , daß einzelne
Bürgermeiſter , ſtatt auf Abſchluß von Vergleichen
hinzuwirken , Urteile lediglich deshalb erlaſſen , „ um
für ſich die Gebühr zu retten . “ Die gemeinderich —
terliche Tätigkeit iſt keine Erwerbsquelle für die

Bürgermeiſter , ſondern ein Ehrenamt , das getragen
ſein ſoll von dem Vertrauen der Gemeindeange⸗
hörigen , daß unparteiiſch lediglich nach Recht und

Billigkeit entſchieden werde . Daß jeder Verſuch ei —

nes Richters , die richterliche Tätigkeit nach Maßgabe
der von ihm zu erlangenden Vorteile zu geſtalten ,
dieſes Vertrauen auf das Schwerſte erſchüttern muß ,
bedarf wohl keiner weiteren Erorterung , und wir
können über das uns durch die Eingabe zur Kennt⸗
nis gebrachte Verfahren nur unſer Befremden aus⸗

ſprechen . Wir bitten dies bei Verbeſcheidung des

Geſuches in unſerem Namen mit allem Nachdruck
auszuſprechen und dabei zu bemerken , daß wir uns
der Erwartung hingeben , daß es nur dieſes Hin —
weiſes bedürfe , um den in Betracht kommenden Ge⸗

meinderichtern die Bedeutung ihrer Aufgabe klar

zu machen .

Die Beſtimmung , daß im Falle des Vergleichs
im gemeindegerichtlichen Verfahren Gebühren nicht
anzuſetzen ſind , iſt in das Koſtengeſetz vom Jahre
1908 neu aufgenommen worden in der ausgeſpro —
chenen Abſicht , den Abſchluß von Vergleichen zu be —

fördern , da der Hauptzweck der Gemeindegerichte iſt,
kleinere Streitigkeiten mit möglichſt geringem Ko —

ſtenaufwand für die Parteien in der einfachſten und

kürzeſten Weiſe zu erledigen . Ein Anlaß , dieſe Be⸗

ſtimmung jetzt wieder zu ändern , liegt nicht vor .

In Rechtspolizeiſachen wird um eine Erhöhung
der Gebühren für Ermittelungsverhandlungen von
30 und 60 Pfg . auf 50 und 1 Mark gebeten , auch
ſoll für die auf Ladung erfolgte Teilnahme von Ge —
meindebeamten an Teilungsverhandlungen eine Ge⸗

bühr bewilligt werden . Bei den angegebenen Zif —
fern ſcheint ein Schreibverſehen vorzuliegen ; es ſind
wohl gemeint die in § 125 des Koſtengeſetzes ( K. G. )
für „ jede weitere Stunde “ anzuſetzenden Gebühren .
Ferner ermangelt eine genaue Angabe , welche Ge⸗
meindebeamten gemeint ſind . In Betracht kommen die

„ ſtändigen öffentlichen Schätzer “ . Nach einem Erlaß
des Juſtizminiſteriums v. 10 . Nov . 1902 Nr . 35528

( bad . Rechtspraxis 1903 S . 9) ſoll der Schätzer aller⸗

dings für ſeine Anweſenheit bei der Teilungsver⸗
handlung neben der ihm zukommenden Schätzungs
gebühr nicht auch eine beſondere Vergütung für Zeit⸗
verſäumnis erhalten ; allein der notariellen Verhand⸗

lung hat der Schätzer nur inſolange anzuwohnen ,
als dies zur Erledigung der ihm obliegenden Schät⸗

zung notwendig iſt .
Im Uebrigen kann an die Aenderung des erſt

am 1. Juni 1909 nach langwierigen Verhandlungen
inKraft getretenenKoſtengeſetzes nur bei ganz dringen⸗
der Notwendigkeit herangetreteg werden ; eine

ſolche liegt aber zur Zeit nicht vor . Falls ſpäter
einmal eine Reviſion des Koſtengeſetzes in Frage

kommt , wird auch dem in dieſer Richtung vorge —

tragenen Wunſche des Badiſchen Landgemeindever —
bandes wieder näher getreten werden .

Sodann in einem weiteren Erlaß vom 28 . April
Nr . 16009 .

„ Wir haben bereits in einem an die Gr . Be⸗

zirksämter gerichteten Erlaß vom 30 . September
1897 Nr . 28198 ausgeſprochen , daß die Geſchäftsge⸗

bühren des § 6 der Gemeindegebührenordnung für
die Berichte der Ortsbaukommiſſion nicht in An —

ſpruch genommen werden können , da die Ortsbaukom⸗

miſſion als örtliche Baupolizeibehörde im öffentli —

chen Intereſſe die ihr übertragenen Aufgaben zu er⸗

füllen hat . Hieran müſſen wir auch nach erneuter

Prüfung feſthalten . Es können mithin auch nicht
dem Bürgermeiſter oder dem Ratſchreiber für die

Fertigung der ſchriftlichen Aeußerung der Ortsbau⸗

kommiſſion Geſchäftsgebühren gewährt werden .

Nicht nur die dem Gemeinderat angehörenden

Mitglieder der Ortsbaukommiſſion ſondern auch der

etwa gemäß § 111 Abſatz 3 L. B. O. der Ortsbau⸗

kommiſſion beigegebene , nicht dem Gemeinderat an⸗

gehörende Fachmann ſind als Gemeindebeamte im

Sinne der Gemeindegebührenordnung anzuſehen .
Nach den Beſtimmungen der Gemeindegebührenord —
nung können aber den Mitgliedern der Ortsbaukom⸗

miſſion für die Teilnahme an den Sitzungen Tages⸗
gebühren nicht gewährt werden .

Die etwas ſcharfe Abfertigung , welche unſer

Antrag auf Bewilligung einer Gebühr für Ver⸗

gleichsverhandlungen in bürgerlichen Rechtsſtreitig —
keiten ſeitens des Juſtizminiſteriums erfahren hat ,

hätte uns vielleicht zu einer ſofortigen Entgegnung
veranlaſſen ſollen und wir waren auch nahe daran

eine ſolche abzulaſſen ; mit Rückſicht jedoch auf die

in naher Zeit ſtattfindende Mitgliederverſammlung
hielten wir es ſchließlich für beſſer , dieſer die Sache

zur Beſprechung und Beſchlußfaſſung zu unterbrei⸗

ten , wir werden daher in nächſter Nummer noch —
mals auf dieſe Angelegenheit zurückkommen .

Kehl . ( Ehrung ) . Der Gemeinderat hat be⸗

ſchloſſen , in Anerkennung und Würdigung der gro —
ßen Verdienſte , welche ſich der frühere Bürgermei⸗
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ſter und jetzige Oberbürgermeiſter von Konſtanz ,

Hermann Dietrich , um die Stadt Kehl erworben hat ,

eine Sraße „Hermann⸗Dietrich - Straße “ zu benen⸗

nen .

8 . Rechnerverband .
Landesverſammlung Badiſcher Gemeinde⸗ und

Krankenkaſſenrechner in Ueberlingen am Bodenſee .

Von prächtigem Wetter begünſtigt begannen die

Verhandlungen am Samstag , den 27 . Juni Nach⸗

mittag mit einer internen Vorſtandsſitzung im

Rathausſaal . Hieran ſchloß ſich eine Delegiertenver —

ſammlung . Der 1. Punkt der Tagesordnung : Be⸗

ſchlußfaſſung über den Vertrag mit der Zeitſchrift

für das Verwaltungs⸗ und Rechnungsweſen der Ge⸗

meinden ꝛc. fand ſeine Erledigung durch einſtimmige

Annahme . Ebenſo wurde Punkt 2: Abänderung der

Verbandsſatzungen einſtimmig gutgeheißen . Am

Abend veranſtaltete die Stadtverwaltung ein Ban⸗

kett mit italieniſcher Nacht in dem prächtig beleuch⸗

teten Badgarten . Die Gäſte waren des

Lobes voll über den herrlichen Gar⸗

ten , die hübſchen Weiſen der Kurmuſik und

den überaus freundlichen Empfang . Mit herzlichen

Worten bot Bürgermeiſter Betz den werten Gäſten

den Willkommgruß , indem er zugleich auf die große

Bedeutung und Verantwortung dieſer Beamten hin⸗

wies , die in richtiger Würdigung ihrer Stellung ſich

wie andere Beamtenkategorien zu Verbänden zuſam⸗

mengefunden haben . Durch die geſteigerten Anfor⸗

derungen an die kommunale Selbſtverwaltung ſeien

ihre Verpflichtungen und Arbeiten bedeutend gewach⸗

ſen . Zur Löſung dieſer vermehrten Aufgaben ſeien

aber auch die Rechner berufen , deren Tätigkeit hie u.

da keine angenehme ſei . Er wünſche den Verhandlun —

gen den beſten Erfolg und den Gäſten in der ſchönen

Stadt einen angenehmen Aufenthalt . Der Vorſit⸗

zende des Verbandes , Stadtrechner Kaufmann von

Schopfheim , führte in ſeiner meiſterhaft gehaltenen

Dankesrede über den ſchönen Empfang aus , daß

ſeit der Tagung in Radolfzell der Verband
in ſeinen Beſtrebungen nennenswerte Fortſchritte

gemacht habe . Wenn die Arbeit des Rechners ſich

auch im allgemeinen im Stillen abwickle , ſo ſei die

Flucht in die Oeffentlichkeit doch auch geboten , um

die Intereſſen zu fördern und die Stellung zu heben .

Regierung u. Landſtände haben die große Bedeutung

u. auch die Forderungen der Rechner anerkannt und

zeitgemäße Reformen teils durchgeführt , teils in Aus⸗

ſicht geſtelltt . Der Redner wünſcht der gaſtfreundli⸗
chen Stadt die beſte Weiterentwicklung und widmet

ihr ſein Hoch . Am Sonntag , vormittags 10 Uhr,

begann im „ Adlerſaal “ die Generalverſammlung mit

einer umfangreichen Tagesordnung . Die Anweſen⸗

heitsliſte wies rund 300 Teilnehmer auf . Der Vor⸗

ſitzende , Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim , er⸗

öffnete die Verſammlung mit herzlicher Begrüßung

des Oberamtmanns Levinger . Ebenſo begrüßte er

den Vertreter der Stadt , Bürgermeiſter Betz , der

dem Verband kein Fremder , ſondern als guter Ver⸗

treter der mittleren Städte den Rechnern wohlbekannt

ſei . Stadtpfleger LenzNagold überbringt die Grüße

aus dem württ . Verband , der die guten Beziehungen

zum bad . Verband zum Nutzen beider hochſchätze . Er

gibt Aufſchlüſſe über die württ . Penſionsverhältniſſe .
Oberamtmann Levinger begrüßt den Verband als

Amtsvorſtand des Bezirks und als Vertreter des Mi —

niſteriums , das den Beſtrebungen das größte Intereſſe

entgegenbringe ; er freut ſich , wenn das gegenſeitige

gute Verhältnis zum Wohle der Rechner ein gutes

bleibe . Es gebühre dieſer verantwortungsvollen

Stelle volle Anerkennung . Das Zuſtandekommen des

Verbands ſei ſehr zu begrüßen . Bürgermeiſter Betz

bietet den Willkommgruß der Stadt . Stadtrechner

Auer⸗Ueberlingen überbringt die Grüße und Wünſche

des Bezirksvereins . Nach den üblichen Dankeswor —

ten des Vorſitzenden werden die eingegangenen Ent⸗

ſchuldigungen von Landeskommiſſär Straub in Kon⸗

ſtanz , Oberbürgermeiſter Dietrich - Konſtanz , Geh .

Rat Dr . Belzer , Abgeordneter Venedey u. a. verleſen .

Die Herren Schriftleiter Oberreviſor Bundſchuh und

Landtagsabgeordneter Schirmeiſter wohnten den

Verhandlungen gleichfalls bei . Der bad . Ratſchrei⸗

berverein hat ein Glückwunſchſchreiben zur

Tagung übermittelt . Es waren 49 Ver⸗

treter anweſend ; nur Borberg , Eberbach und Wert⸗

heim waren nicht vertreten . Die Anweſenheitsliſte

weiſt die höchſte Zahl ſeit dem Beſtehen des Ver⸗

bandes auf . Es ſind 1586 Gemeinderechner ( ＋ 19 )

als Mitglieder zu verzeichnen ; davon gingen 18 durch

Tod ab, darunter Bezirksvorſtand Keller⸗Adelsheim ,

zu deren Andenken ſich die Verſammlung von den

Sitzen erhebt . Nach den Mitteilungen des Vorſitzen⸗
den hat der Verband ſeither weſentliche Fortſchritte

zu verzeichnen , u. wenn auch noch nicht alle Wünſche

erfüllt ſeien , ſo biete das Wohlwollen der Regie⸗

rung doch Gewähr , daß es mit der bisherigen

Lage der Gemeindebeamten beſſer werde . Der Redner

wies auf die neue Denkſchrift hin , die eine weſentliche

Beſſerſtellung in den Anſtellungs⸗ u. Gehaltsverhält⸗
niſſen erſtrebe und auch Ausſicht auf Erfüllung habe .

Auch das neu zu ſchaffende Gemeindebeamtengeſetz

werde jedenfalls große Verbeſſerungen bringen .

— Der ( für Benzinger⸗Mannheim ) ſtellvertretende

Kaſſier Weiß⸗Emmendingen verlieſt den Rechen⸗

ſchaftsbericht , nach dem die Einnahmen 858 . 50 Mark ,

die Ausgaben 665 . 61 Mark betragen ; das Vermoͤgen

beläuft ſich auf 1192 Mark . Die Mitgliederzahl be⸗

trägt 1504 ( bezw . 1586 ) . Mit großer Sachkenntnis

hielt ſodann Stadtrechner Kilian - Gengenbach einen
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intereſſanten Vortrag über den Entwurf der Abän⸗

derung der Gemeinderechnungs⸗ und Voranſchlags⸗

anweiſung . An der Hand der einzelnen Para⸗

graphen begründete er ſeine Kritik und die von ihm

vorgeſchlagenen Zuſätze . Sein Endurteil ging dahin ,

daß noch nicht alle Wünſche darin erfüllt ſeien , daß
aber immerhin eine Verbeſſerung zu erblicken ſei .

Der 2. Redner , Stadtrechner Grampp - Radolf —

zell betonte ebenfalls , daß einige begrüßenswerte

Verbeſſerungen eintreten werden , daß aber eine Ver —

einfachung in Bezug auf den Grundſtock nicht ein —

getreten ſei . Die Buchungsordnung und die Grund —

ſtocksabrechnung ſollten genau beim Alten belaſſen

werden , nachdem man die Vermutung einer

Grundſtocksvermehrung nach §S 41 R. A. im Entwurf

aufgegeben habe , welche im Verein mit § 42 R. A.

allein die Quelle von unzähligen Reviſionsbemerkun⸗

gen geweſen iſt . Auch dieſer §S 42 R. A. würde ſich

dadurch beſeitigen laſſen , daß man auf Feſtſetzung
einer Abnützungsquote überhaupt verzichtet oder —

falls man dies nicht will —in der Form , daß man vor —

ſchreibt , den Gebäudeaufwand unter R- A. IIL B deh .
unter dem außerordentlichen Aufwand zu buchen .

Die Grundſtocksguthaben würden dadurch zwar zu —

nehmen , bei dem großen Schuldenſtand der Gemein —

den aber ſelten praktiſche Bedeutung erlangen . Da⸗

mit wäre auch die 2. Schwierigkeit gefallen und

damit käme man zu einer ganz einfachen Grund —

ſtocksabrechnung , die auch dem Nichtfachmann eher

verſtändlich wäre , weil die vielen und ſchwer zu be —

rechnenden Gutſchriften ebenſo in Wegfall kämen ,

wie die großen Rechnungsvorträge wegen der

Gebäudeabnützung .

Vom Vorſitzenden wird auf Heſſen hingewieſen ,

wo nur eine Wirtſchafts - und Vermögensrechnung

und keine Grundſtocksrechnung beſtehe . Baden ſei aber

nicht bloß in der Verfaſſung ſondern auch im Ge⸗

meinderechnungsweſen vielfach vorbildlich . Kaiſer —

St . Blaſien ſpricht über die zu erſtrebende ſoziale

Boſſerſtellung der Rechner , ſtellt insbeſondere feſt ,

daß ihnen nicht diejenige Stellung in der Gemeinde —

verwaltung zukomme , die ſie vermöge ihres vielſeiti —

gen und verantwortungsvollen Dienſtes ſowie infolge

ihrer genaueren Kenntniſſe auf dem wichtigen Ge —

biete der Gemeindevermögensverwaltung anzu —

ſprechen hätten . Er wünſcht ferner , daß womöglich

auch der kleine Rechner ſeine Rechnung ſelber ſtelle .

Dieſe Forderung wird vom Vorſitzenden auf ihre Be —

rechtigung richtig geſtellt , desgleichen auch der Wunſch

( König⸗Knielingen ) auf Rechnungsſtellerkurſe . Je⸗

der fähige Bürger habe die Möglichkeit , Rechner zu

werden und die Wege zu finden , ſolche Rechnungen

zu ſtellen . Nachdem der Vorſitzende ſich von dem ein —

mütigen Entſchluß , ihn von ſeiner Stelle nicht zu —

rücktreten zu laſſen , überzeugt hatte ,

nimmt er die Stelle auf weitere drei Jahre an . Als

2. Vorſtand wird Kilian - Gengenbach , als Kaſſier

Benzinger - Mannheim , als Verwaltungsratsmitglied
und Schriftführer Grampp - Radolfzell und als weite —

res Verwaltungsratsmitglied Stadtrechner Auer —

Ueberlingen einſtimmig gewählt . Nächſter Verſamm —

lungsort wird Mosbach ſein . Da keine Wünſche laut

werden , ſchließt der Vorſitzende mit Dankesworten

die Verſammlung nachmittags 1 Uhr . Um halb 2

Uhr begann das Feſteſſen im Badhotel . Es nahmen
rund 80 Mitglieder daran teil . Stadtrechner Kilian —

Gengenbach brachte das Hoch auf den Großherzog
aus . Stadtrechner Walter - Wiesloch dankt der ge —

ſamten Stadtverwaltung für die Feſtlichkeiten , der

Stadtmuſik und dem Bezirksvorſtand für die Lei —

ſtungen und ſchildert die vorzüglichen Eindrücke durch

die Stadt , der ſein Hoch galt . Bürgermeiſter Betz
rühmte die tadelloſe Leitung durch den Vorſitzen —
den Kaufmann⸗Schopfheim und Rechner Lutz dankt

für die gute Muſik . Es folgte dann ein Ausflug nach

dem ausſichtsreichen Erholungsheim St . Leonhard

und am Montag eine Motorbootfahrt nach der Ma —

rienſchlucht , Ludwigshafen ie . Damit war die ſo

ſchön und harmoniſch verlaufene Verſammlung , die

den Teilnehmern noch lange in Erinnerung ſein

wird , zu Ende .

Bezirksverein Bonndorf . Am 7. Juni fand in

Bonndorf eine Bezirksverſammlung ſtatt ,

zu welcher die Kollegen faſt vollzählig erſchienen

waren . Der Vorſtand , Stadtrechner Lüber - Bonn⸗

dorf begrüßte die Verſammlung und gedachte in eh⸗

renden Worten der im letzten Jahre durch Tod aus

dem Verein ausgeſchiedenen Kollegen Gampp in

Faulenfürſt und Schaller in Holzſchlag . Der Schrift —

führer Krankenkaſſenrechner Kehle in Bonndorf , ver —

las hierauf das Protokoll der letzten Verſammlung
und der Kaſſier , Herr Gemeinderechner Ehrath in

Ewattingen erſtattete den Rechenſchaftsbericht . Als

weiterer Punkt der Tagesordnung folgte die Be —

ratung über die neuen Verbandsſatzungen . Zur

Teilnahme an der am 28 . Juni ds . Is . in Ueber⸗

lingen ſtattfindenden Landesverſammlung wurden

die Herren Lüber in Bonndorf und Häfele in Gra⸗

fenhauſen beſtimmt . Die ſodann vorgenommene Vor —

ſtandswahl hatte folgendes Ergebnis : Vorſtand

Stadtrechner Lüber - Bonndorf , Schriftführer : Kran —

kenkaſſenrechner Kehle - Bonndorf , Kaſſier : Gemeinde —

rechner Ehrath - Ewattingen und Beiräte : Gemeinde —

rechner Häfele - Grafenhauſen und Morath - Wittleko⸗

fen . Herr Verwalter Kech behandelte ſodann eine

Reihe praktiſcher Verwaltungs - u. Rechnungsfragen

bezüglich der Allg . Ortskrankenkaſſe . Von der folgen⸗

den Diskuſſion wurde regen Gebrauch gemacht und

ſei Herrn Verwalter Kech für die aufklärenden Aus⸗



K
führungen auch an dieſer Stelle gebührend gedankt . angeſtellten Gemeindepfleger und paſſives Wahlrecht

D

0

ie Verſammlung verlief recht angenehm . der Rechner für beide Gemeindekörperſchaften .

Perſonalſachen

Auszeichnungen erhielten auf 9. Juli ( Geburts⸗ 9. Bücherſchau .
tag Sr . Königl . Hoheit des Großherzogs ) und zwar : i 4 1

Das Ritterkreuz 2. Klaſſe mit Eichenlaub des Ordens
Kein * — — gut

—. 0 sgedr erden kann .
8

Löwen : Stadtrechner Feker in
Gedenke , daß Du ein Deutſcher biſt !

e Verdeutſchungskarte

3 — — — 8 zum Gebrauche in Kanzleien, öffentlichen Geſchäfts⸗
rechner Dörflinger in Konſtanz und Hubert in ſtellen und dergleichen , ( berückſichtigt iſt auch die Um⸗

Durlach . gangsſprache auf den Kanzleien ) zuſammengeſtellt

Die goldene Verdienſtmedaille : die Gemeinderechner [ vom Zweige Konſtanz des Allgemeinen Dertſchen

Müller in Hohenthengen und Weber in Ettlin⸗ Sprachvereins. 8

genweier .
Auf vorſtehende Verdeutſchungskarte (ſie ent⸗

die ſüberne Verdienfimedaile die Hemeinderechner fale aſer unde ˖
Hirt in Ueberauchen , Happle in Hauſenvorwald , meindebehörden aufmerkſam machen . Welchen An⸗

Dor in Blumenfeld , Sailer in Wittenſchwand , klang ſie gefunden hat , erhellt am beſten daraus ,

Schwarz in Schwerzen , Waltersberger in Hecklin⸗ daß ſie in 3. Auflage eben hergeſtellt wird , nachdem

gen , Willmann in Hugſtetten , Munz in Seelbach , die 1. Auflage im März erſchienen . Die Karte iſt

Giſin in Fiſchingen , Dörflinger in Niederweiler , empfohlen durch Gr. Miniſterium des K ultus u. Un⸗

8 3 8 terrichts und bis jetzt in nahezu 4000 Stück bezo⸗
Joos in Schiltach , Gutmann in Obermünſtertal ,

gen worden durch zahlreiche Stadt⸗ und Gemeinde

Schmidt in Obermutſchelbach , Grimm in Zimmern , verwaltungen , Landgerichte , Amtsgerichte , Schulbe —

Hörn in Richen , Unglenk in Reilingen , Umminger [ hörden , Landratsämter , Regimenter , Fabrikanten ,

in Heckfeld und Klemm 1 in Sulzbach . Notariate uſw . ( Preis 1 St . 20 Pfg . , 6 St . 1 Mark ,
25 St . 3 Mark , 100 St . und mehr 10 Pfg . für das

Stück . Anfragen und Beſtellungen ſind zu richten

In Sulzbach , Amt Ettlingen wurde Gemeinde - an Hr . Stadtrat Strauß in Konſtanz⸗

rechner Gugelmaier zum Bürgermeiſter ge — Die Schriftleitung .
wählt .

10 . Briefkaſten .
Riedichen ( Amt Schönau ) . Herr Gemeinderat

Math . Fritz , der den Dienſt als Gemeinderechner Herrn Bürgermeiſter G. in W. Die Gemeindechronit⸗
Bogen können von J . Winter in Konſtanz , Huſſenſtraße ,

mit größter Pünktlichkeit durch 46 Jahre verſah , iſt oder von H. Schneider in Stuttgart , Calwerſtraße be⸗

nunmehr in den Ruheſtand getreten . zogen werden . Der zweite Teil , der insbeſondere auf die

wirtſchaftlichen Verhältniſſe , Bevölkerungsbewegung , Land⸗

tags⸗ , Reichstagwahlen , Kirchengebiet , Witterung , Feſte und

9 „ Qun ; Feierlichkeiten , Landwirtſchaft , Tierzucht ꝛc. ſich bezieht , iſt

Rechnertag. — ebenfalls erſchienen . Wir können Ihnen nur mitteilen , daß
fand im Bürgermuſeum in Stuttgart der diesjährigediejenigen Gemeinden , welche die erſten Bogen ausgefüllt

ordentliche Verbandstag württemb . Stadt - und Ge⸗Whaben , an dem Inhalte eine wirkliche Freude haben können .

Gochnon , Sie können ſich auf Jahre zurück über Wichtiges raſch unter⸗
meindepfleger ſtatt , dem ſeitens des bad . Rechner⸗ richten , ohne viel Zeit mit Nachſchlagen in Akten oder Büchern

verbandes Stadtrechner Weber - Mosbach beiwohnte . zu verwenden . Für die Herbſt⸗ und Winterabende bietet

5 Spörft NöIS „ der Inhalt dankbaren und hochintereſſanten , Stoff zu orts⸗

Verbandsvorſitzende, geſchichtlichen Plaudereien . Die Ortseinwohner werden da⸗

Nürtingen , wies in ſeinem Tätigkeitsbericht auf das ran ſicher eine größere Freude haben , als an ſog . „politiſchen “

am 1. Juli l . Is . in Kraft tretende neue Penſions⸗ Plauderabenden .

geſetz für Gemeindebeamte hin , wozu jeder berufs⸗

mäßige Gemeindebeamte ohne Zuſtimmung der Ge⸗ Mitteilung : Die nächſte Nummer erſcheint

meindeorgane beitreten kann . Die Beiträge zur
auf 15 . Auguſt .

Penſionskaſſe betragen 2 Prozent vom Einkommens⸗ Wir wollen nicht unterlaſſen , den Mitgliedern bei An⸗

anſchlag . Nach 9 Dienſtjahren gewährt das Geſetz. ſchaffung eines Planinos , Flügels oder Barmoniums die in

5 R —* Beamtenkreiſen rühmlichſt bekannte Firma Fr . Slerlng , UIann -
40 Prozent und nach 40 Dienſtjahren 88 bis 90 Pr

o3. deim 0 7 Ur . 6 beſonders warm zu empfehlen . Dieſe ſtreng

Ruhegehalt . Das Geſetz beſtimmt weiter , daß die
— — 28 — die weltbekannten

5 5 5 „ Bilom - Pioninos un gel . “ an die Mitglieder zu billig⸗
im Erkrankungsfalle den Gehalt für ein ſten Vertragspreiſen ( 20 —30 v/ , bei Varzahlung ) —8

ganzes Jahr an den Beamten weiter zu zahlen hat . lanteſten Bedingungen . Jedes Mitglied iſt dort einer ge⸗

Der Verband erſtrebt weiter die automatiſche Verlän⸗ wiſſenhaften Bedienung ſicher und bittet man im Bedarfs⸗

5 5 falle Prachtkatalog mif Vertragsprelien zu verlangen , letzte⸗

gerung der Dienſtverträge der auf beſtimmte Zeit rer wird gratis und franko abgegeben .



Grabnummernpflöcke
aus gewalztem T. - Eisen , welche nicht abbre -

chen , empfiehlt in 3 Ausführungen

Johs . Dobler , Eisenhandlung ,

Beutelsbach ( Remstal ) .

Rasfdfter UIniformfabrik .

Alkert Kilbere

Hoflieferant
Telef . 100 Gegr . 1872

Kaſtatt i . .

Lieferant der Königl . Armee , ſowie ſtaatlicher
und ſtädtiſcher Behörden , empfiehlt ſich in

Uniformen u . Ausrüſtungsgegen⸗

ſtänden für Polizei , Feuerwehr ,
Sanitätskolonnen , Livreen ete .

Großes Lager in Uniformtuchen .

E
EPEPRERER

BüloW - Pianinos
mit Flügelton - und Flügel - Relonanzboden- Ronſtruktion
in allen Stul - und Polaàurten — neue sowie ge -

brauchfe 2u l[Ilk. 300 , 350 , 400 , 450 — liefert
mit hohem

Extra - Rabatt -
fronko auf 14 Tage zur Probe . — Liele Taulend Be-
amten - Referenzen .

Pracht - Katalog frei .

Fr . Siering , Mannheim C7 Nr . 6

Vertragsfirma seit 1906 .
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1144 Fragebogen für

Wichtig Anmeldung eines Anſpruchs

für auf Aufwandsentſchädigung

Soldaten⸗ zu beziehen von

Familien . ] Fpachholz & Ehrath , bonndorf . — — —

Bekanntmachung .
Bei der Stadtkaſſe Villingen iſt auf 1. Okto⸗

ber d. Is . die

zweite Buchhalterſtelle
zu beſetzen . Anfangsgehalt 1600 Mk. , 2jährige Zu⸗

lagen mit 100 Mk . bis zum Höchſtgehalt von 2600 Mk .

Nach Umfluß eines Probejahres Anſtellung gemäß der

Dienſt⸗ und Gehaltsordnung mit Anſpruch auf Ruhe⸗

gehalt ꝛc.

Zur ſtädt . Penſionskaſſe werden 3 „ éBeitrag

erhoben .
Nur ſolche Bewerber , welche im Gemeinde⸗ und

Stiftungsrechnungsweſen ſchon bisher ſelbſtändig tätig

waren , wollen ihre Geſuche bis 1. Auguſt einreichen .

Villingen , den 20 . Juli 1914 .

Der Gemeinderat .

„Die badiſche
Holks⸗ und Fortbildungs ſchule“

Sammlung bad . Schulgeſetze ,
Schulverordnungen uſw .

von R . Schuſter , Gr . Oberreviſor im Unter⸗

richtsminiſterium , iſt in unſerem Verlag erſchienen .

Preis 6,50 Mk .

Das Buch iſt bereits beim Miniſterium , verſch.
Kreisſchulämtern u. Ortsſchulbehörden in Gebrauch .

Spachholz & Ehrath , Bonndorf .
Näheres über das Buch iſt in Nr . 5/6 dieſer

Zeitſchrift auf S . 95 enthalten .

Otto Sauer , Wereid. had. Seometer]
Technulsches Bursau für Vermessungs- U. Ingenieurarbeiten f

Karlsruhe i . B . , Maraustr . 29.

Telephon 3255 .

Fertigung von amtlichen Messurkunden für Grund -

stücksteilungen , Neuvermessung von Strassen - und

Bahnanlagen , Ausarbeitung von Bebauungsplänen ,

Durchführang von Bauplatzumlegungen , Ent -

wurfsarbeiten für Strassen - und Bahnprojekte , so -

wie Kanalisationen , Bauaufsicht bei Ausführung

derselben , Ausführung von Geländeaufnahmen ,

Massenberechnungen für Erdarbeiten , Vorarbeiten

für Baugesuche und Bauausführungen , Bauab -

rechnungen usw .

Sendungen ſind zu richten :

in Angelegenheiten
a) des Landgemeindenverbandes

ſtraße — ;

c) der Bestellung

Sur gefälligen Beachtung!

(7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

b) des Rechnerverbandles ( 8) an deſſen Vorſitzenden
und des Uersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriflleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

—Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim — ;

Schriftleitung : Oberreviſor Bun
Verlag: die Bad . Landgemelnde⸗, Amtsreviſoren⸗und Rechner-Verbände . Geſchäftsſtele in Bonndorf .

dſchuh in Konſtanz . — Druck : Spachholz & Ehrath , Bonndorf .
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